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Manfred G. Schmidt

Demokratie, Wohlfahrtsstaat und neue soziale Bewegungen

Der Beitrag des Parteienwettbewerbs und der Regierungspolitik
zur Entstehung der neuen sozialen Bewegungen

Woher kommen die „neuen sozialen Bewe-
gungen"? Wie kann erklärt werden, daß in der
Bundesrepublik in den siebziger und achtzi-
ger Jahren zum Beispiel die Anti-Kernkraft-,
die Ökologie-, die Friedens- und die Frauen-
bewegungen entstanden und rasch angewach-
sen sind und bald vielen Politikern das Fürch-
ten lehrten? In der fachwissenschaftlichen
und politischen Diskussion wird mit einer
Vielzahl unterschiedlicher Erklärungsvor-
schläge gehandelt1). Als gemeinsamer Nen-
ner zeichnet sich ab, daß man die neuen sozia-
len Bewegungen als Produkte von ökono-

2) Vgl. z. B. B. Guggenberger, Bürgerinitiativen in
der Parteiendemokratie, Stuttgart u. a. 1980;
J. Hirsch, Der Sicherheitsstaat. Das Modell
Deutschland, seine Krise und die neuen sozialen
Bewegungen, Frankfurt/M. 1980, S. 124f., S. 127,
S. 159; J. Habermas, Theorie des kommunikativen
Handelns, Bd. 2. Frankfurt/M. 1981, S. 576 ff.; P. Bür-
klin, a. a. O. (Anm. 1); Infratest Wirtschaftsfor-
schung, Politischer Protest in der Bundesrepublik
Deutschland. Beiträge zur sozialempirischen Unter-
suchung des Extremismus, Stuttgart u. a. 1980;
H. Abromeit, Parteiverdrossenheit und Alternativ-
bewegung, in: Politische Vierteljahresschrift, 23
(1982) 2, S. 178—198.

1) Die Daten und Tabellen, die in diesem Beitrag
präsentiert werden, basieren zum Teil auf Untersu-
chungen, die vom Kölner Zentralarchiv für empiri-
sche Sozialforschung zugänglich gemacht wurden.
Die Daten für die „Allgemeine Bevölkerungsum-
frage der Sozialwissenschaften (Allbus -1982)" (Pro-
jektleitung M. R. Lepsius, E. K. Scheuch, R. Ziegler)
wurden zwischen Februar und Mai 1982 von GE-
TAS, Bremen, erhoben und vom Zentralarchiv für
empirische Sozialforschung für die Analyse aufbe-
reitet und dokumentiert. Herrn G. Nold vom Re-
chenzentrum der Universität Konstanz danke ich
für die Hilfe bei meiner Arbeit mit den Computern.
Weder die vorgenannten Personen und Institute
noch das Zentralarchiv tragen irgendeine Verant-
wortung für die Analyse und Interpretation der Da-
ten in diesem Beitrag.
') Vgl. z. B. J. Raschke, Politik und Wertwandel in
den westlichen Demokratien, in: Aus Politik und
Zeitgeschichte, B 36/80, S. 23—45; K.-W. Brand,
Neue soziale Bewegungen. Entstehung, Funktion
und Perspektive neuer Protestpotentiale, Opladen
1982; M. Wissmann/R. Hauck (Hrsg.), Jugendpro-
test im demokratischen Staat. Enquete-Kommis-
sion des Deutschen Bundestages, Stuttgart 1983;
Für die Grünen vor allem die Analyse von W. P.
Bürklin, Die Grünen und die .Neue Politik'. Ab-
schied vom Dreiparteiensystem?, in: Politische
Vierteljahresschrift, 22 (1981), S. 359—382; für die
Friedensbewegung G. Schmid, Zur Soziologie der
Friedensbewegung und des Jugendprotests, in: Aus
Politik und Zeitgeschichte, B 24/82, S. 15—30. Zen-
tral für die Wertwandel-These R. Inglehart, Post-
Materialism in an Environment of Insecurity, in:
American Political Science Review, 75 (1981),
S. 880—900, und ders., Traditionelle politische
Trennungslinien und die Entwicklung der neuen
Politik in westlichen Gesellschaften, in: Politische
Vierteljahresschrift, 24 (1983), S. 139—165, und für
die These der Ausweitung politischer Beteiligungs-
formen S. H. Barnes/M. Kaase et al., Political Ac-
tion. Mass Participation in Five Western Democra-
cies, Beverly Hills—London 1979.

I. Fragestellung
misch reichen, liberaldemokratischen, staats-
interventionistisch regulierten Industriege-
sellschaften begreifen kann. Auch liegt auf
der Hand, daß eine rasche Modernisierung,
die Auflösung traditioneller Bindungen, sich
rasch ausweitende Prozesse der Kommerziali-
sierung und der staatlichen Regulierung,
sichtbarer werdende Kosten des Wirtschafts-
und Staatswachstums und ein — durch den
relativen Wohlstand mitbedingter — Wandel
von Werten und politischen Beteiligungsfor-
men die Entstehung der neuen sozialen Be-
wegungen begünstigt haben. Schließlich liegt
es auch nahe, in der „etablierten Politik" —
sowohl in ihren Spielregeln und Willensbil-
dungsprozessen („politics") als auch in ihrer
Regierungspraxis („policy") — eine der Ursa-
chen für die neuen Bewegungen zu sehen.
Immerhin richtet sich deren Protest vehe-
ment auch gegen jene.
Um den Zusammenhang zwischen der „eta-
blierten Politik" (im Sinne von „politics" und
„policy" im Regierungs- und Parteiensystem)
und dem neuen Protestpotential geht es in
diesem Beitrag. Die leitende Fragestellung
lautet: In welchem Ausmaß und auf welche
Weise sind die Verfahren und die Ergebnisse
der „etablierten Politik" ursächlich für das
Entstehen der neuen sozialen Bewegungen
verantwortlich?
Daß ein Zusammenhang zwischen beiden
Größen besteht, liegt auf der Hand. Wie er
beschaffen ist — in zeitlicher, sachlicher und
sozialer Hinsicht — ist strittig. Die Ansichten
gehen auseinander2). Sie reichen von der



These des „Partei- und Staatsversagens" bis
hin zu zivilisationskritischen Thesen, in de-
nen der etablierten Politik die untergeord-
nete Rolle eines passenden (aber durchaus
austauschbaren) Anlasses für den Protest zu-
kommt. Sehen z. B. die einen die Verantwor-
tung der Parteien und der Regierungen darin,
daß sie zu wenig Reformen, Phantasie und
Sinn, aber zuviel Beton, Polizei und Atom und
vor allem ein Übermaß an Etatismus geschaf-
fen haben, so verorten andere die Schuld der
Regierungen vor allem in einem Übermaß an
Reformen und Wohlfahrtsstaatlichkeit, das
die Wirtschaft überlastet und die individu-
elle Verantwortungsbereitschaft untergraben
habe. Andere Autoren wiederum sehen in ei-
ner politisch verursachten oder zumindest to-
lerierten Verelendungstendenz die eigentli-
che Ursache für die neuen sozialen Bewegun-
gen: die offensichtliche Unfähigkeit oder Un-
willigkeit, die Massenarbeitslosigkeit zu be-
seitigen; die Inkaufnahme einer Spaltung der
Gesellschaft in den sozial gesicherten Kern
und die sozial ungesicherte Peripherie wer-
den hier an erster Stelle genannt. Wieder an-
deren Ansichten zufolge liegt der eigentliche
Beweggrund in der ökonomischen und sozia-
len Modernisierung, an der die etablierte Po-
litik zwar lautstark, aber keineswegs vorran-
gig mitgewirkt habe. Die Modernisierung
habe traditionelle Bindungen aufgelöst, pri-
vate Lebensbereiche bedroht, Individuen
durch vielfältige nichtmaterielle Deprivatio-
nen (subjektiv als relative Benachteiligung
empfundene Zustände) überlastet und indi-
rekt oder direkt zum neuen Protest beigetra-
gen.

Die Debatte um die politischen Ursachen der
neuen sozialen Bewegungen ist keineswegs
nur akademischer Natur, sondern auch poli-

tisch höchst folgenreich. Wenn nämlich die
neuen sozialen Bewegungen in erster Linie
ein Produkt des „Staats- und Parteiversagens"
wären, dann liegen eindeutige Handlungsfol-
gerungen nahe. Sie lassen sich so formulie-
ren: Wenn Du den neuen sozialen Bewegun-
gen (auf nicht-repressive Weise) den Boden
unter den Füßen wegziehen willst, dann än-
dere (sofern Du es kannst) diejenigen Merk-
male der „etablierten Politik", die den neuen
Protest entstehen ließen. Das ist — salopp for-
muliert — diejenige Handlungsfolgerung, die
am interessantesten für die SPD ist3). Die für
die CDU/CSU lukrative Handlungsfolgerung
wäre spiegelbildlich zur ersten: Wenn Du die
neuen sozialen Bewegungen weiterhin haben
willst (und damit die sozialdemokratische
Konkurrenz zuverlässig bei etwa 40% der
Stimmen halten willst), dann behalte diejeni-
gen Aspekte der „etablierten Politik" bei, die
für das Entstehen der neuen Protestbewe-
gung verantwortlich sind — sofern Nebenwir-
kungen anderer Art tragbar sind. Anders se-
hen die Handlungsempfehlungen und -Chan-
cen aus, wenn sich erweisen sollte, daß die
„etablierte Politik" nicht oder nicht vorrangig
für die Entwicklung der neuen sozialen Bewe-
gungen verantwortlich ist. Dann kann durch
eine Änderung der Politik wenig bewirkt wer-
den. Dann wäre auch für die Existenz und
Entwicklungsdynamik der neuen Protestbe-
wegung relativ unerheblich, welche Politik
von den Regierungen und den Parteien be-
trieben wird.
Die in diesem Beitrag präsentierte Antwort
auf die leitende Fragestellung basiert auf ei-
ner Sekundäranalyse von fachwissenschaftli-
cher Literatur, Umfragen und insbesondere
auf einer eigenen Auswertung der „Allgemei-
nen Bevölkerungsumfrage der Sozialwissen-
schaften (Allbus 1982)".

II. Neue soziale Bewegungen

Zum Kern der neuen sozialen Bewegungen
gehören die Anti-Atomkraft-, die Ökologie-,
Friedens- und Frauenbewegung sowie eine
Vielzahl von alternativen Bewegungen ).
Trotz der Unterschiedlichkeit und der Vielfalt
der Formen haben die Anhänger dieser Be-
wegungen grundlegende Wertorientierungen
gemeinsam. Neue soziale Bewegungen

4

reprä-
sentieren eine spezifische Form des kollekti-

ven Protestes gegen bestehende Lebensver-
hältnisse und Verfahren und Ergebnisse der
politischen Willensbildung und Konfliktregu-
lierung. Es sind Bewegungen, die meist nicht
formal organisiert sind, keine geregelte Mit-





gliedschaft aufweisen und eher auf organisa-
torisch locker zusammengefügten identitäts-
stiftenden Gruppen außerhalb der etablierten
politischen Institutionen beruhen und die die
Motive ihrer Anhänger möglichst unmittelbar
zum Ausdruck zu bringen versuchen. Ihre
Motive und Ziele stellen nicht auf dasjenige
ab, was die klassische soziale Bewegung —
die Arbeiterbewegung des 19. Jahrhunderts
— charakterisierte: die Aufhebung der „capi-
tallosen Arbeit" (Lorenz von Stein). Ihnen geht
es auch nicht vorrangig um die Verteilung
von Wachstumsdividenden der industriell-ka-
pitalistischen Entwicklung. Im Kern stehen
vielmehr die Verteidigung, Rettung oder
Rückeroberung von Lebensformen, Politikfor-
men und -inhalten, die weitgehend frei von
Zentralisierung, Hierarchie, bürokratischer
Rationalisierung und Kommerzialisierung
sind, im Vordergrund. Die Forderungen, Ziele
und politischen Stile der neuen Protestbewe-
gungen liegen zu einem guten Teil quer zu
denjenigen Achsen, die bislang den politi-
schen Raum der westlichen Industrieländer
kennzeichneten: Links-Rechts-Dimensionen,
religiöse Spannungslinien und Konfliktlinien
zwischen Stadt und Land. Sie liegen auf einer
Dimension, die bisweilen als „neue Politik" —
im Gegensatz zur „alten Politik" —, bisweilen
als „Establishment-Anti-Establishment-Achse"
oder auch als Spannung zwischen „materiali-
stischen" und „postmaterialistischen Werten"
bezeichnet wird5). Neue soziale Bewegungen
zeichnen sich darüber hinaus auch im Regel-
fall durch einen spezifischen Stil der politi-
schen Beteiligung aus. Sie verfügen über ein
größeres Repertoire an Beteiligungsformen,
über konventionelle (z. B. Abfassung von Peti-
tionen) ebenso wie über unkonventionelle
(z. B. Demonstrationen, Sit-ins, kalkulierte Re-
gelverletzungen). Schließlich haben sie auch
eine starke Abneigung gegenüber einer Poli-
tik, die von oben, technokratisch und bürokra-
tisch und ohne basisdemokratische Fundie-
rung und Rückkoppelung erfolgt.

Der zentrale Unterschied zwischen den
neuen und den älteren Protest-Bewegungen
liegt eher in den Motiven, Zielen und Mitteln
und weniger in der sozialen Zusammenset-
zung. Bei der sozialen Zusammensetzung der
neuen Bewegungen gibt es manche Parallelen
zu jüngeren Aktiven in Parteien und Verbän-
den oder auch zu älteren Bewegungen, wie
etwa zur britischen Campaign for Nuclear
Disarmament und zu den Bürgerinitiativen
der endsechziger und frühen siebziger Jah-
re6). In der Anhängerschaft sind jüngere Al-
tersgruppen (bis etwa 30—35 Jahre), Städter,
vor allem Jüngere mit höherer Ausbildung
und auch die Humandienstleistungsberufe
aus dem Bildungs- und Sozialwesen deutlich
stärker vertreten. Die Arbeiterschaft und der
alte Mittelstand (mit Ausnahme derjenigen,
die von Industrialisierungs-, Verkehrs- und
Energieprojekten unmittelbar betroffen sind)
hingegen sind stark unterrepräsentiert (vgl.
Tabelle 1). In einem weiteren Punkt sind frei-
lich die Unterschiede zwischen den neuen
und den älteren Bewegungen und auch den
Parteien offenkundig. Während diese die Or-
ganisation der „Gebundenen" sind, repräsen-
tieren jene eher „Bindungslose". Hier finden
sich häufig diejenigen, die ledig, konfessions-
los oder jedenfalls nicht in religiös gefärbte
Milieus integriert, ohne stabile Parteiidentifi-
kation, mobil und mobilitätsfreudig und oft-
mals in der Ausbildung — im „Zwischenland"
der Nach-Jugendphase — befindlich sind.
Hier finden sich auch diejenigen — vor allem
gilt das für die Altersgruppen bis zum 24. Le-
bensjahr —, die sich auffällig oft weigern, ty-
pische Erwachsenenrollen anzunehmen oder
deren Übernahme so lange wie möglich hin-
auszuzögern versuchen7).



III. Unzufriedenheit mit der „Etablierten Politik" oder:
Der neue rationale Wähler läßt grüßen

Die Diskrepanzen zwischen den Politikzielen,
-formen und -inhalten der neuen sozialen Be-
wegungen und denjenigen der „etablierten
Politik" sind groß. Insofern ist es auch nicht
weiter verwunderlich, daß die Anhänger der
„neuen Politik" mit dem Angebot der „alten
Politik" unzufrieden sind. Sie sind mit der Po-
litik der Regierung meist nicht einverstanden,
sind von Staat und Parteien enttäuscht und
haben ein geringes Vertrauen in die Problem-
lösungskapazität der etablierten Parteien. Sie
weisen ein größeres Maß an subjektiv emp-
fundener politischer Benachteiligung auf als
viele andere Wählergruppen. Das gilt insbe-
sondere für Fragen sozialer Gerechtigkeit
und Gleichheit und für langfristige Lebensfra-
gen wie Umwelt, Atomenergie und Rüstungs-
dynamik8).
Politische Unzufriedenheit gibt es jedoch
nicht nur bei den Anhängern der neuen sozia-
len Bewegungen, sondern auch bei zahlrei-
chen CDU-, SPD-, FDP oder DKP-Wählern.
Sie erklärt demnach nicht für sich allein den
neuen Protest. Darüber hinaus lassen Mo-
mentaufnahmen der politischen Unzufrieden-
heit nicht ohne weiteres auch Schlußfolge-
rungen über ihre Bestimmungsfaktoren zu.
Die Anhänger der „neuen Politik" sind viel-
mehr für unterschiedlichste Interpretationen
offen. Zum Beispiel könnte die Unzufrieden-
heit mit der „etablierten Politik" eine Ursache
der Protestbereitschaft sein. Denkbar wäre je-
doch auch, daß die politische Unzufriedenheit
Folge einer vorgängig erworbenen Protestbe-
reitschaft ist, oder daß beide Variablen ihrer-
seits von anderen Größen abhängig sind. Eine
abgesicherte Interpretation würde Panel-Stu-
dien (Untersuchungen der gleichen Befrag-
tengruppe zu mehreren Zeitpunkten) und
Analysen individueller Lebensverläufe vor-

aussetzen. Weil derartige Untersuchungen
über neue soziale Bewegungen bislang nicht
verfügbar sind, muß man mit Interpretationen
vorliebnehmen, die durch Plausibilitätsüber-
legungen untermauert sind. Unter dieser Ein-
schränkung sprechen jedoch drei Gründe für
die These, daß der neue Protest eine vorgela-
gerte politische Unzufriedenheit als notwen-
dige (aber nicht hinreichende) Bedingung hat,
Wobei die politische Unzufriedenheit ihrer-
seits das Ergebnis eines Bewertungsvorgan-
ges ist, dessen Maßstäbe im Sozialisationspro-
zeß erworben und unter spezifischen Umstän-
den beibehalten und gehärtet wurden. Er-
stens ist dieses Erklärungsmodell gut verein-
bar mit den Ergebnissen anderer Untersu-
chungen über politisches Protestpotential9).
Zweitens bezieht sich die politische Unzufrie-
denheit der neuen Protestbewegung im gro-
ßen und ganzen auf reale und seit längerem
bestehende Defizite der staatlichen Politik, ).
Drittens lassen sich Wähler beim Wahlver-
halten in hohem Maße durch retrospektive
Bewertungen der konkurrierenden Parteien
leiten ")• Das gilt für die Anhänger der neuen
sozialen Bewegungen um so mehr, als die
meisten politisch relativ gut informiert sind
und sich auch als politisch kompetent einstu-
fen. Wenn man dann noch berücksichtigt, daß
die neuen Prote

10

stler sich keine oder keine
ausgeprägte Parteiidentifikation erworben
haben, dann spricht noch mehr dafür, den
neuen Protest als Ergebnis einer Bewertung
bisheriger Politikangebote und derjenigen,



die für die Zukunft erwartet und als wün-
schenswert angesehen werden, zu interpretie-
ren. Die neuen sozialen Bewegungen könnten
mit diesem Modell als eine Bewegung von —

im weiteren Sinne — „rationalen Wählern"
begriffen werden, die sich von alteingesesse-
nen Händlern abwenden und eigene, neue
Marktstände aufbauen.

IV. Woher kommen die Bewertungsmaßstäbe
der neuen sozialen Bewegungen?

Daß die „etablierte Politik" an den Meßlatten
der neuen sozialen Bewegungen scheitert, ist
nicht verwunderlich. Woher kommen aber
diese Meßlatten? Und warum legt die große
Mehrheit der Wähler offenbar ganz andere
Meßlatten an, wenn sie die Politik beurteilt?
Unterschiedliche Bewertungsmaßstäbe kön-
nen nicht allein durch die Eigenschaften der
zur Beurteilung anstehenden Objekte erklärt
werden. Mithin erklären auch die Defizite der
„etablierten Politik" nicht aus sich heraus die
neuen Protestpotentiale.
Nun gibt es in der neueren sozialwissen-
schaftlichen Diskussion eine Reihe von An-
sätzen, mit denen man eine Lösung des Rät-
sels wagen könnte. Der bekannteste Ansatz
ist sicherlich derjenige, demzufolge die neuen
sozialen Bewegungen ein Symptom einer
neuen Präferenzordnung von Werten seien.
„Post-materialistische Werte" (wie z. B. Le-
bensqualität, saubere Umwelt, Mit- und
Selbstbestimmung) haben bei denjenigen, die
in der Nachkriegszeit aufgewachsen sind und
die über eine höhere Bildung verfügen, weit-
aus mehr Gewicht als „materialistische" Wert-
orientierung (wie z. B. Wirtschaftswachstums-
argumente, Orientierungen an sozialer und
politischer Stabilität). Folgt man den bisheri-
gen Analysen, dann ist die Wertwandel-These
mit den meisten Befunden über Zusammen-
setzung und Ideologie der neuen sozialen Be-
wegungen einigermaßen vereinbar.
Die meisten Autoren haben sich bei der Er-
klärung des neuen Protestes mit einem Drei-
oder Vierklang und mit mehr oder minder
bedeutsamen Prozentsatzdifferenzen begnügt.
Alter bis etwa 30/35 Jahre, Bildung, Postmate-
rialismus, Humandienstleistungsberuf — das
sind die (in verschiedenen Kombinationen zu-
sammengefügten) Variablen zur Erklärung
des Protestes. Das ist freilich ein wenig be-
friedigender Abschluß — sowohl hinsichtlich
der Größe der Prozentsatzdifferenzen wie
auch im Hinblick auf die inhaltliche Bedeut-
samkeit der Differenzen. Immerhin ist ja au-
genfällig, daß ein großer Teil derjenigen Be-
fragten, die dieselben drei oder vier Merk-
malsausprägungen wie die Anhänger der
neuen sozialen Bewegungen aufweisen, Sym-

pathien und Verhaltensweisen an den Tag le-
gen, die nichts — aber auch gar nichts — mit
dem neuen Protest zu tun haben. Eine Aus-
wertung der Allgemeinen Bevölkerungsum-
frage 1982 mag das verdeutlichen (vgl. die Ta-
belle 2). Fast alle „Materialisten" und auch die
Mehrzahl derjenigen mit „gemischter Wert-
orientierung" stimmen für eine der alteinge-
sessenen Parteien, während 46% der Postma-
terialisten zu den Grünen neigen. Freilich ist
das noch kein besonders aufregender Zusam-
menhang; denn knapp die Hälfte der Postma-
terialisten geben ihre Stimme nicht den Grü-
nen, sondern einer der „etablierten" Partei-
en ). Zwar zeigt die Tabelle deutlich, daß die
neuen sozialen Bewegungen überdurch-
schnittlich viel Zulauf von Jüngeren, von bes-
ser Ausgebildeten, Schülern und Studenten,
Ledigen, konfessionell nicht Gebundenen und
Geprägten, von Postmaterialisten und zur
Linken Tendierenden erhalten. Etwa 20 bis 30
Prozent der Angehörigen dieser Gruppen
sind jeweils zu den neuen sozialen Bewegun-
gen zu rechnen. Das heißt freilich aber auch,
daß 70 bis 80 Prozent dieser angeblichen
„Kerntruppen" des neuen Protestes sich ganz
anders orientieren, als die Modelle zur Erklä-
rung des Protestes vorhersagen — nämlich an
den „etablierten"Parteien.
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Natürlich kommt man dann zu besseren „Tref-
ferquoten", wenn man mehrere Erklärungs-
faktoren kombiniert. Zu Friedensbewegungen
tendieren beispielsweise immerhin 40 Pro-
zent derjenigen, die jung sind und über eine
mittlere oder hohe Ausbildung verfügen13).
Wie Tabelle 2 zeigt, ist das Potential für die
neuen sozialen Bewegungen dort am größten,
wo lange Ausbildung, ein Alter bis etwa 30
oder 35 Jahre und eine postmaterialistische
Wertorientierung zusammenkommen. 40 bis
60 Prozent der Befragten mit diesen Merk-
mal-Kombinationen rechnen sich zu den





neuen sozialen Bewegungen. Nach den Maß-
stäben der Zunft verfügt man damit über ein
respektables Erklärungsmodell. Ganz zufrie-
den kann man damit nicht sein. Warum den-
ken und verhalten sich die übrigen 40 bis 60
Prozent aus derselben Gruppe denn ganz an-
ders?
Nach Ansicht des Verfassers bieten sich min-
destens drei Klassen von Variablen an, um
diejenigen Lebensentwürfe, Weltbilder, Be-
wertungsmaßstäbe und Lebensverläufe nach-
zuzeichnen, die die Anhänger von neuen so-
zialen Bewegungen offenbar von den Bürgern
anderer politischer Zugehörigkeit unterschei-
den:
a) die politische Sozialisation in der Adoles-
zenz-Phase (Phase zwischen dem Beginn der
Pubertät und dem Erwachsenenalter),
b) politische Schlüsselereignisse und
c) die durch die Politik geschaffenen Chan-
cen, in der Post-Adoleszenz-Phase („Nach-Ju-
gend-Phase") und später in der Berufswelt, al-
ternative soziale Utopias beizubehalten und
unter bestimmten Umständen auch erst zu er-
werben.
Zu a) Politische Sozialisation in der Adoles-
zenz-Phase
Was den Einfluß der politischen Sozialisation
in der Adoleszenzphase angeht, scheint es
lohnend zu sein, an die Cotgrove-Duff-The-
se14 ) anzuknüpfen, derzufolge alternative so-
ziale Utopias (im Sinne von Wertorientierun-
gen, die in relativer Distanz zu den herr-
schenden ökonomischen, politischen und kul-
turellen Institutionen und Werten stehen)
schon früh erworben werden. Das scheint vor
allem in denjenigen Familien der Fall zu sein,
in denen prägende Erziehungspersonen sel-
ber ein soziales Utopia mit relativer Distanz
zu Markt, Macht und Hierarchie an die nach-
folgende Generation weitergeben, ). Auch
scheint plausibel, daß ein Wandel von Erzie-
hungsstilen vor allem in Mittelklassen
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-Fami-
lien zum Tragen kommt. Erziehungsstile, die
stärker kinderorientiert, weniger autoritär,
mehr auf Entfaltung von kommunikativer
Kompetenz und Ich-Stärke gerichtet sind und

mehr Spiel- und Experimentierzeit vor der
Festlegung auf eine Berufsrolle ermöglichen,
scheinen zu den Bedingungen zu gehören, die
notwendige (aber nicht hinreichende) Voraus-
setzung für die Entstehung alternativer sozia-
ler Utopias sind16). Die alternativen sozialen
Utopias überlappen sich zum Teil mit demje-
nigen, was post-materialistische Wertorien-
tierung genannt wird. Bei den ersteren liegt
der Akzent stärker auf der relativen Distanz
gegenüber den Basisinstitutionen Markt,
Macht und Hierarchie, und im Gegensatz zur
Wertwandel-These wird nicht unterstellt, daß
es alternative Utopias erst seit der Nach-
kriegsprosperität gebe. Ob und inwieweit sol-
che alternativen sozialen Utopias beibehalten,
differenziert und weitergegeben werden,
hängt freilich von einer Vielzahl von Bindun-
gen, Freiräumen und Ereignissen im späteren
Lebenslauf ab. Die frühe politische Sozialisa-
tion determiniert keineswegs spätere Einstel-
lungen und Verhaltensweisen.
Zu b) Politische Schlüsselereignisse
Die politische Sozialisationsthese schließt
keineswegs aus, daß Schlüsselereignisse in
der Nachjugend- und — wenn auch seltener
— in der Erwachsenenphase die früh erwor-
benen sozialen Utopias beeinflussen, verän-
dern, stärken oder auch schwächen können.
Insofern nun die staatliche Politik derartige
Schlüsselereignisse geschaffen hat bzw. sie
geschehen ließ, hat sie auch dazu beigetragen,
eine prinzipiell angelegte Protestbereitschaft
wachzuhalten oder zu stärken. Zu derartigen
politischen Schlüsselereignissen gehören z. B.
bei der älteren Protestbewegung der end-
sechziger Jahre der Vietnamkrieg, die Tole-
rierung dieses Krieges durch die Bundesre-
gierungen, die Große Koalition, die Verab-
schiedung der Notstandsgesetze und später
etwa die Praxis des Radikalenerlasses. Wel-
che politischen Ereignisse im einzelnen für
die neue Protestbewegung der siebziger
Jahre ausschlaggebend waren, ist weniger
eindeutig bestimmbar. Immerhin liegt es
nahe, den sichtbarer werdenden sozialen Ko-
sten der wirtschaftlichen Entwicklung (die
Umweltbelastungen und die möglichen Ge-
fahren der Atomenergie zum Beispiel), der
oftmals demonstrativ zur Schau gestellten
Staatsmacht bei Konflikten mit neuen Pro-
testbewegungen und den Ende der siebziger
Jahre sich verschärfenden Ost-West-Bezie-
hungen eine zentrale Rolle zuzuschreiben.
Zu c) Staatliche Politik
Abgesehen von politischen Schlüsselereignis-
sen, waren es vor allem zwei Arten von Politi-



ken, die unbeabsichtigt und ungewollt gleich-
sam eine Infrastruktur für den neuen Protest
bereitstellten — in dem Sinne, daß die staatli-
che Politik den Trägern alternativer sozialer
Utopias Karrierechancen, Raum, Zeit und Or-
ganisationsmöglichkeiten eröffnete. An erster
Stelle sind hier diejenigen staatlichen Politi-
ken zu nennen, die die Nach-Jugend-Phase
als massenhaftes Phänomen etablierten und
zugleich eine kollektive Schulung und Orga-
nisierung unter einem Dach ermöglichten.
Ganz offensichtlich spielt hier die Expansion
des Bildungswesens seit Mitte der sechziger
Jahre eine ganz zentrale Rolle. Die für unsere
Frage bedeutsamste Folge der Bildungsex-
pansion lag in der Verlängerung und Verall-
gemeinerung der Post-Adoleszenz-Phase und
in der Ausweitung von Berufskarrierechan-
cen im Humandienstleistungsbereich. Stär-
ker, länger und für mehr Lernende als je zu-
vor eröffnete die Bildungspolitik einen vor-
übergehenden Lebensabschnitt der Post-Ado-
leszenz, der gekennzeichnet ist durch eine wi-
dersprüchliche Koexistenz von ökonomischer
Abhängigkeit und Nicht-Selbständigkeit, Noch-
nicht-Erwachsensein auf der einen Seite und
einer vergleichsweise hoch entwickelten in-
tellektuellen, moralischen und politischen
Kompetenz auf der anderen Seite. Nun füh-
ren selbstverständlich Bildung und Post-Ado-
leszenz nicht aus sich heraus zum neuen Pro-
test. Freilich liegt hier aber die Chance be-
gründet, früher erworbene alternative Uto-
pias zu stabilisieren oder über Gleichaltrige
und politische Ereignisse zu erwerben. Die im
Bildungswesen geforderten Fähigkeiten, die
den Lernenden zur Verfügung stehenden
zeitlichen und räumlichen Ressourcen und
ferner die durch die Post-Adoleszenz gegebe-
nen Widersprüche stärken tendenziell die Fä-
higkeit, individuelle Erlebnisse und Probleme
zu verallgemeinern und gesellschaftliche und
politische Defizite zu lokalisieren. Darüber
hinaus erleichtern sie es, politische Kompe-
tenz zu erwerben und Interessen auf breiter
Basis zu organisieren. Es sind demnach die
Chancen, die die Bildungsexpansion und der
Status der Post-Adoleszenz für die Beibehal-
tung, Differenzierung oder auch den Erwerb
von alternativen sozialen Utopias bieten, der
uns die Bildungspolitik als einen der histori-
schen Motoren der neuen Protestbewegung
einstufen läßt. Damit ist, um es noch einmal
zu betonen, keine zwangsläufige Entwicklung,
wohl aber eine gewisse Wahrscheinlichkeit
gemeint ).17

Die staatliche Politik hat auf eine zweite
Weise gleichsam den Boden für den neuen
Protest bereitet bzw. die Chance eröffnet, frü-
her erworbene alternative soziale Utopias
beizubehalten: nämlich dadurch, daß die Zahl
der Arbeitsplätze und die Karrierechancen im
Bereich der Humandienstleistungen (im Bil-
dungs-, Gesundheits-, Sozialarbeits- oder
Kommunikationswesen) stark erhöht bzw. er-
heblich verbessert wurden. Damit wurde den-
jenigen, die sich ein alternatives soziales Uto-
pia erworben hatten, Berufschancen eröffnet,
die die Beibehaltung ihrer Utopias leichter
machten. Hierin scheint eine der zentralen
unbeabsichtigten Funktionen der Politik zu
liegen, die den Wohlfahrtsstaat in der Bun-
desrepublik seit den fünfziger Jahren — und
verstärkt seit Mitte/Ende der sechziger Jahre
— ausgebaut hat.
Mit diesem Erklärungsmodell kann man im
übrigen auch plausibel machen, warum der
neue Protest sich häufig aus Gruppen rekru-
tiert, die besser ausgebildet und im Human-
dienstleistungsbereich tätig sind. Die Erklä-
rung liegt nicht in der Bildung oder im Beruf
an sich, sondern vielmehr darin, daß beide
einen ganz bestimmten Typ von Bürgern an-
ziehen — häufig deshalb, weil somit eine rela-
tive Distanz zu Markt, Macht und Hierarchie
gewahrt werden kann.

Interessanterweise wird demnach die Beibe-
haltung und Differenzierung von neuen Poli-
tik-Utopias durch staatliche Politiken ermög-
licht, die aus ganz anderen Motiven entstan-
den sind und sowohl von CDU/CSU- wie von
SPD-geführten Regierungen getragen wur-
den:
— aus wachstumspolitischen Gründen (vor al-
lem wichtig für die frühe Phase der Bildungs-
reform),
— aus Versuchen, mehr sozialen Ausgleich
entlang der Konfliktlinie zwischen Kapital
und Arbeit zu besorgen (wichtiges Motiv für
die Sozialstaats- und Bildungspolitik),
— aus dem Bemühen, religiöse Konfliktlinien
zu entschärfen (eines der Motive bei der Bil-
dungsreform, bei der es ja auch um die Ein-
dämmung des „katholischen Bildungsdefizits"
ging ), und18

— aus Anstrengungen schließlich, die Kluft
zwischen „öffentlicher Armut" und „privatem
Reichtum" zugunsten der ersteren zu vermin-
dern.



Die staatliche Politik wirkt demnach bei der
Aufrechterhaltung und Stützung von alterna-
tiven sozialen Utopias mit, die dem neuen
Protestpotential zugrunde liegen. Sie tut dies
freilich in einer Art und Weise, die ganz an-
ders, aussieht, als es die linken und rechten
Kritiker vermuten. Nicht das „Politikversa-
gen" ist die eigentliche primäre Ursache, son-
dern eher der „Politikerfolg" bei der Eindäm-
mung von alten Konfliktlinien. Und nicht die
Disparitäten zwischen Lebensbereichen' sind
das eigentlich Wichtige, sondern vielmehr ge-
rade solche Politiken, die diese Disparitäten
einzudämmen versuchten. Und schließlich:
Nicht der Ausbau des Sozialstaats, der etwa
immer mehr Bürger begehrlich, faul und lasch
mache, ist das Problem, sondern vielmehr der
Umstand, daß der Ausbau des Sozialstaats
spezifische Qualifikationen für Humandienst-
leistungen erforderte, und damit gleichzeitig
auch Berufskarrieren eröffnete, in denen so-
ziale Utopias mit relativer Distanz zu Markt,
Macht und Hierarchie beibehalten werden
können.
In diesem Zusammenhang liegt es nahe, eine
dritte Kategorie von staatlicher Politik anzu-
führen, die unfreiwillig zur Verlängerung der
Nach-Jugend-Phase beiträgt und von der man

eine Stärkung des neuen Protestpotentials er-
warten könnte: die seit Mitte der siebziger
Jahre zunehmende Massenarbeitslosigkeit
und insbesondere die Jugendarbeitslosigkeit.
Auf den ersten Blick scheint es paradox zu
sein, daß die Jugendarbeitslosigkeit bislang
jedenfalls nicht zu einer ganz starken Beteili-
gung am neuen Protest führte19). Auch blie-
ben bislang eruptionsartige Proteste und Ge-
waltakte aus. Unser oben skizziertes Erklä-
rungsschema paßt zu diesem Paradox. Zwar
wird hier — mehr durch staatliche Nicht-Ent-
scheidung als durch Entscheidung — die
Post-Adoleszenz-Phase verlängert und verall-
gemeinert und darüber hinaus auch psychi-
sche und sozialökonomische Not produziert.
Freilich trifft das eine Gruppe, die hinsicht-
lich der sozialen Herkunft und des Qualifika-
tionsgrades sehr heterogen ist, deren Zusam-
mensetzung sich dauernd ändert, die drittens
zersplittert ist und nicht „unter einem Dach"
kollektiv geschult wird und sich viertens aus
Betroffenen zusammensetzt, die ganz unter-
schiedliche soziale Utopias haben. Hier er-
weist sich einmal mehr, daß eine materielle
oder immaterielle Verelendung wenig geeig-
net ist, um aktives Protestverhalten oder zu-
mindest Protestbereitschaft zu erzeugen.

V. Inwieweit haben die Verfahren und Institutionen der politischen
Willensbildung zur Entstehung der neuen sozialen Bewegungen
beigetragen?

Die „etablierte Politik" hat nicht nur durch
ihre Regierungspraxis zum neuen Protest mit
beigetragen, sondern auch durch die Struktu-
ren und Verfahrensregelungen im Willensbil-
dungssystem die Entfaltung und Mobilisie-
rung des neuen Protestes begünstigt.

1. Liberaldemokratische Verfahren

Der Demonstration und der Mobilisierung
von Protest stehen in liberaldemokratischen
Systemen weitaus mehr Möglichkeiten offen
und weniger Barrieren entgegen als in autori-
tären politischen Ordnungen. Hier liegen die
vier institutioneilen Schwellen niedriger, die
oppositionellen Bewegungen auf dem Weg
ins Zentrum der Macht entgegenstehen:
die Schwelle der Anerkennung der Versamm-
lungs- und Koalitionsfreiheit, der Pressefrei-
heit und des legitimen Rechts auf Kritik und
Opposition;
die Schwelle der Eingliederung in das politi-
sche System durch die Gewährung gleicher
politischer Beteiligungsrechte für ihre An-
hänger;

die Schwelle der Repräsentation ihrer Inter-
essen im Parlament;
die Schwelle der Ausübung von Regierungs-
gewalt durch Beteiligung an der Regierung.
Das gilt selbst dann, wenn man einkalkuliert,
daß auch liberaldemokratische Systeme ein
ganzes Arsenal von Abwehrmaßnahmen be-
reithalten und bisweilen auch einsetzen, um
Protestbewegungen zu kontrollieren. Verbote
von extremistischen Parteien, Einschränkun-
gen von Demonstrationsrechten, indirekt
oder direkt wirkende Kontrollen (Radikalen-
erlaß) sind einige von vielen anderen Beispie-
len. In der Regel wirkten jedoch die Kontrol-
len abweichenden Verhaltens in der Bundes-
republik weniger gegen die neuen Bewegun-
gen (mit Ausnahme der Anti-Kernkraft-Bewe-



gung) als vielmehr gegen die Überbleibsel der
älteren Protestbewegungen.

2. Parteiensystem

Die Bundesrepublik war lange Zeit durch ein
alternierendes Drei-Parteiensystem mit „ein-
gebautem" Koalitionszwang gekennzeichnet.
Die beiden großen Parteien CDU/CSU und
SPD und die FDP sammelten sich aus nahelie-
genden Gründen in der Mitte des ideologi-
schen Spektrums; vernachlässigt wurde dabei
die zu den Rändern des politischen Spek-
trums liegenden Präferenzen, überdies gab es
auf der Linken — aufgrund von spezifisch
deutschen Bedingungen (Teilung Deutsch-
lands, orthodox-dogmatische Ausrichtung der
linken Splitterparteien) — keine attraktive
Alternative. Insofern bestanden auch — an-
ders als in ideologisch stärker gestreuten
Vielparteiensystemen (wie z. B. in den Nie-
derlanden) — mehr Nischen für neue politi-
sche Gruppierungen. Das ist ein Umstand,
von dem die Grünen als parlamentarischer
Arm der Okologiebewegung in der Bundesre-
publik sehr viel eher profitieren konnten als
ökologische Bewegungen in Ländern mit
Vielparteiensystemen. Dort lief die Umset-
zung des neuen Protests auf die politische
Bühne weniger über neue Parteien, als viel-
mehr über Kompromisse in älteren Parteien
(etwa in Schweden, wo der ökologische Pro-
test Eingang auch in die Zentrumspartei fand
und wo ein weiterer Teil der neuen sozialen
Bewegungen sich der kommunistischen Par-
tei eingliederte).

3. Abnutzungserscheinungen
bei Regierungsparteien

Ferdinand Müller-Rommel hat in einer Unter-
suchung über neue Protest- und Umweltpar-
teien gezeigt, daß die neuen Parteien sowohl
unter bürgerlichen als auch unter sozialdemo-
kratischen Regierungen entstanden20 ). An-
ders als es ein großer Teil der Diskussion in
der Bundesrepublik nahelegt, ist der neue
Protest demnach weitgehend unabhängig von
der politischen Richtung der Regierungen
und offenbar auch weitgehend unabhängig
davon entstanden, ob sozialdemokratische
Regierungen eine Reformpolitik oder eine
pragmatische Krisenmanagement-Politik be-
trieben21 ). Eine wichtige erklärende Variable
für neue Protestparteien scheint jedoch in

dem Abnutzungseffekt von Parteien zu liegen,
die schon lange regierungsbeteiligt sind. In
der Regel sind z. B. in den EG-Ländern Pro-
testparteien vor allem in denjenigen Parteien-
systemen mit drei oder mehr Parteien ent-
standen, in denen die politische Zusammen-
setzung der Regierungen über längere Zeit
hinweg weitgehend konstant blieb.

4. Wahlsystem

Zweifellos hat die 5 %-Sperrklausel weitge-
hend die Erwartungen ihrer Urheber erfüllt:
Sie hat kleineren Parteien den Zugang zum
Parlament schwer gemacht. Das gilt auch für
die — aus den neuen sozialen Bewegungen
entstandenen — grünen, bunten und alterna-
tiven Listen. Und bis heute wirkt die Sperr-
klausel so, daß das Anhängerpotential der
neuen Protestbewegung auf parlamentari-
scher Ebene nur teilweise repräsentiert ist.
Andererseits ist aber unverkennbar, daß das
Verhältniswahlrecht die Chancen für neue
Parteien günstiger gestaltet als ein Mehr-
heitswahlsystem, das z. B. in Großbritannien
bewirkt, daß der neue Protest parlamenta-
risch nicht repräsentiert und damit auch we-
niger mobilisierungsfähig ist.

5. Bundesstaatliche Struktur

Im Gegensatz zu stark zentralisierten Staats-
strukturen bietet die politische Gliederung
der Bundesrepublik vielfältigere Zugangs-
möglichkeiten für Parteien, die in neuen Pro-
testbewegungen wurzeln. Die Häufigkeit und
zeitliche Streuung der Landtags- und Bundes-
tagswahlen führt zu einem fast auf Dauer ge-
stellten Wahlkampf. Zweifellos hat die Dauer-
wahlkampf-Atmosphäre zur Folge gehabt, daß
die Politik der Regierungen oftmals kurzat-
mig und auf kurzfristige Wahlerfolge orien-
tiert war. Auf der anderen Seite bietet ein
Dauerwahlkampf für neue oppositionelle Be-
wegungen bessere Chancen. Mit zunehmen-
der Politisierung nimmt die Chance zu, poli-
tisch bekannt zu werden. Darüber hinaus fällt
manchen Wählern die Stimmenabgabe für
eine neue Protestpartei bei Landtags- oder
Europa-Wahlen leichter als bei Bundestags-
wahlen. Daß Landtagswahlen (und im übrigen
auch Kommunalwahlen) zugleich Experimen-
tierfeld sind und bisweilen besser signalisie-
ren, wie die Verteilung der politischen Präfe-
renzen aussieht, läßt sich an Hand der Ge-
schichte der Bundesrepublik in den siebziger
und achtziger Jahren illustrieren. Parteien,
die aus den neuen sozialen Bewegungen ent-



standen waren, hatten die ersten Erfolge in
Landtagswahlen (Bremen 1979, Baden-Würt-
temberg 1980, Berlin 1981, Hamburg 1982,
Hessen 1982, Niedersachsen 1982) und erst
später (1983) bei einer Bundestagswahl.
Die bundesstaatliche Struktur und die darin
eingelagerte Politikverflechtung hat demnach
einen doppelten Effekt für die neuen sozialen
Bewegungen gehabt. Einerseits war und ist

VI. Schlußfolgerungen

Was haben die neuen sozialen Bewegungen
und die „etablierte Politik" miteinander zu
tun? Inwieweit und auf welche Weise hat die
„etablierte Politik" zur Entstehung des neuen
Protestpotentials beietragen? Das war die
leitende Fragestellung. Als zusammenfas-
sende Antwort könnte man sagen: Die
„etablierte Politik" war ungewollt von erhebli-
cher Bedeutung für die Entstehung der neuen
sozialen Bewegungen. Der „etablierten Poli-
tik" kommt eine „erhebliche Bedeutung" zu,
aber nicht in dem Sinne, daß sie letztendlich
ursächlich für die neuen Bewegungen war.
Der neue Protest wurzelt — so haben wir
argumentiert — in alternativen sozialen Uto-
pias, die lebensgeschichtlich bereits früh er-
worben werden. Alternative soziale Utopias
sind solche, die — im Gegensatz zum „konfor-
men sozialen Utopia" — eine relative Distanz
gegenüber Markt, Macht und Hierarchie
beinhalten. Ob derartige Utopias beibehalten
und ausdifferenziert werden, hängt von einer
Reihe von „intervenierenden Variablen" ab,
die zeitlich vor allem nach der Jugendphase
zum Tragen kommen. Zu diesen „intervenie-
renden Variablen" gehört auch die „etablierte
Politik". Sie fördert auf unterschiedliche Art
und Weise die Herausbildung eines neuen
Protestes. Zum Beispiel dadurch, daß sie An-
lässe für die ausgeprägte politische Unzufrie-
denheit schuf, die kennzeichnend für die mei-
sten Anhänger der neuen sozialen Bewegun-
gen ist, und die ihrerseits (zusammen mit ho-
her politischer Kompetenz und geringem
Vertrauen in die politische Führung) ein Fak-
tor ist, der die Protestbereitschaft stärkt. Zum
Beispiel auch dadurch, daß die Politik an
Schlüsselereignissen beteiligt war, die einer
Protestbereitschaft förderlich waren. Schließ-
lich auch dadurch, daß die von den Regierun-
gen verfolgte Politik unbeabsichtigt und un-
gewollt gleichsam neue Karrierechancen für
alternative soziale Utopias bot. An erster
Stelle sind hier die Bildungsexpansion und
die Ausweitung von wohlfahrtsstaatlich be-
sorgten Humandienstleistungen zu nennen.
Und zu guter Letzt waren auch eine Reihe

sie ein Grund dafür, daß die Politik (im Sinne
von „policies") relativ immobil und innova-
tionsfeindlich ist, was wiederum Anlaß für po-
litische Unzufriedenheit schuf und den neuen
Protest nährte. Andererseits bot die bundes-
staatliche Struktur einigermaßen günstige Be-
dingungen dafür, daß der neue Protest sich
mobilisierte und parlamentarisch wirksam
wurde.

von Strukturen der politischen Willensbil-
dung der Ausbreitung — und insbesondere
der parteiförmigen Organisierung des neuen
Protests — förderlich: Demokratische Verfah-
ren, Nischen im 2 1/2-Parteiensystem, z. T.
auch das Wahlsystem, die Häufigkeit und
zeitliche Streuung von Landtags- und Bundes-
tagswahlen, der Abnutzungseffekt von schon
seit langem amtierenden Regierungsparteien
und die dezentralisierte Staatsstruktur sind
hier zu nennen.
Die „etablierte Politik" hat demnach einen —
wenn auch vermittelten — Einfluß auf die
Entstehung der neuen sozialen Bewegungen
gehabt. Dafür waren nicht nur — wie es zahl-
reiche Analysen fälschlicherweise suggerie-
ren — die Defizite oder auch die Leistungen
der SPD-geführten Regierungen verantwort-
lich, sondern durchaus auch die Politik der
CDU-geführten Regierungen. Ein mehr oder
weniger gradueller Unterschied zwischen
CDU und SPD ist freilich offensichtlich: Da-
durch, daß die SPD-geführten Regierungen
noch etwas stärker als CDU-geführte Regie-
rungen die Bildungsexpansion besorgten und
den Wohlfahrtsstaat ausbauten, haben sie
auch etwas mehr als ihre Konkurrenz zum
Entstehen derjenigen Bewegung beigetragen,
von deren wahlpolitischem Gewicht die SPD
dann 1983 auf unter 40% der Stimmen ge-
drückt wurde.

Wem der Sinn nach Politikberatung steht, der
kann aus dieser Analyse auch einige Konse-
quenzen ziehen. SPD-Regierungen könnten
neue soziale Bewegungen (auf nicht-repres-
sive Weise) nur dann eindämmen, wenn sie
einen risikoreichen Politikkurs wählten und
beispielsweise die Axt an die Bildungs-, So-
zial- und Wachstumspolitik anlegten. Die
CDU/CSU könnte sich politisch eine derar-
tige Austeritätspolitik zwar besser als die
SPD leisten, sie wäre damit aber schlecht be-
raten. Sie riskierte nämlich, daß der Unterbau
der neuen sozialen Bewegungen sich auflöst,
daß alte Konfliktlinien die neuen verdrängen
und sie damit zum Wahlhelfer der SPD würde.
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Neue Selbstorganisationen
Zwischen kultureller Autonomie und politischer Vereinnahmung

Gegenstand dieses Beitrags sind „Neue
Selbstorganisationen" im Reproduktionsbe-
reich. Hierunter fallen so verschiedenartige
Gruppenzusammenschlüsse wie Bürgerinitia-
tiven bei der Verkehrsplanung und gegen
Atomanlagen, autonome Frauenhäuser, Mie-
terinitiativen, Selbsthilfegruppen von chro-
nisch Kranken, Lebens- und Arbeitsgemein-
schaften der alternativen Ökonomie usw. Es
ist bemerkenswert, welch großes politisches
Interesse diesen informellen Organisationen
in den vergangenen Jahren zugekommen ist,
und dieses Interesse scheint eher noch größer
zu werden als nachzulassen.
Die Wissenschaft tut sich schwer mit einer
eigenständigen Bearbeitung des Gegenstan-
des. Theoretische Bemühungen ebenso wie
empirische Forschungsvorhaben werden je-
weils auf Teilbereiche bezogen, die unter ak-
tuellem politischen Problemdruck stehen: Auf
die Erforschung der Partizipationsmöglichkei-

ten in städtebaulichen Problemregionen
folgte die Erfassung des Bürgerprotestes im
Umweltbereich; gegen Ende der Hausbeset-
zerbewegung wurde nach Möglichkeiten der
Selbsthilfe im Wohnungsbau gesucht, wo
ebenso wie im Gesundheitssektor erhebliche
quantitative und qualitative Mängel offen-
sichtlich geworden waren.

Neuester Problem- und Forschungsschwer-
punkt sind die Selbsthilfe Arbeitsloser, un-
konventionelle Initiativen für jugendliche Ar-
beitslose und andere beschäftigungswirksame
Selbstorganisationen.

In Unterschied zu den jeweils fachpolitisch
begrenzten Studien werden in diesem Beitrag
eine übergreifende theoretische Bestimmung
der „Neuen Selbstorganisationen" vorgenom-
men und Ergebnisse über die quantitative
Verbreitung und Verteilung auf unterschied-
liche „Handlungsbereiche" präsentiert.

I. Die Wiederentdeckung der Selbstorganisation durch die Politik

„Was der einzelne für sich entscheiden kann,
darf der Staat nicht an sich ziehen."1) Mit die-
sem Satz der Regierungserklärung von Hel-
mut Kohl wurde das Thema Selbstorganisa-
tion in den Rang eines zentralen Streitpunk-
tes in der sozialpolitischen Auseinanderset-
zung gehoben. Die CDU ist auf die anstehen-
den Debatten gut vorbereitet. Bereits 1975
forderte Heiner Geißler zur Lösung der
„Neuen sozialen Frage" mehr soziales Engage-
ment der Bürger, die „wieder stärker als bis-
her freiwillige soziale Dienste und Leistungen
füreinander erbringen sollen."2) In Nieder-
sachsen und Berlin stellte die CDU jeweils
kurz nach ihrer Regierungsübernahme die
Weichen auf Entstaatlichung und Eigeninitia- ) Vgl. die Veröffentlichungen der beiden Sozialmi-

nister: B. Breuel, Perspektiven des Aufbruchs, Düs-
seldorf 1983; U. Fink, Keine Angst vor Alternativen.
Ein Minister wagt sich in die Szene, Freiburg
1983.
4) Deutscher Bundestag (Hrsg.), Antrag des Abge-
ordneten Dr. Jannsen und der Fraktion DIE GRÜ-
NEN. Förderung von Ausbildungsplätzen, Bundes-
tagsdrucksache 10/892, Bonn 1984.
') Vgl. die Ausführungen zum Stichwort „sozial" im
Programm der Bundespartei DIE GRÜNEN, in: M.
Opielka u. a., Die Zukunft des Sozialstaats, Stutt-
gart 1983, S. 249.

1) Presse- und Informationsamt der Bundesregie-
rung (Hrsg.), Programm der Erneuerung. Freiheit,
Mitmenschlichkeit, Verantwortung. Die Regie-
rungserklärung von Bundeskanzler Dr. Helmut.
Kohl vor dem Deutschen Bundestag am 4. Mai
1983. Bonn 1983, S. 62.
) Dokumente zur Mannheimer Erklärung der
CDU, in: H. Geißler, Die neue soziale Frage, Frei-
burg 1976, S. 155 ff.

tive3). In Programmatik wie Realisierung ist
die CDU bei der Förderung informeller Hilfe-
und Selbsthilfeaktivitäten in Vorlage gegan-
gen.
Mit ähnlichem Nachdruck setzen sich DIE
GRÜNEN für die Selbstorganisation ein. Als
eines von vielen Beispielen sei ihr Antrag im
Deutschen Bundestag angeführt, ein 100 Mil-
lionen DM schweres Sonderprogramm „zur
Finanzierung von Ausbildungsplätzen in
selbstverwalteten Betrieben" einzurichten4).
„Selbstbestimmung der Betroffenen" ist für die
basisdemokratische Bewegungspartei das ein-



zig wirksame Mittel „gegen die ökonomische,
ökologische und soziale Krise"5). Die stärkste
Regierungspartei und die kleine Oppositions-
partei scheinen sich einig darin, daß in der
künftigen Sozialpolitik die Staatstätigkeit der
Eigeninitiative nachzuordnen sein wird. Die-
ser Grundsatz ist die Hauptaussage des in
letzter Zeit häufig bemühten „Subsidiaritäts-
prinzips": „Was der einzelne aus eigener In-
itiative und eigener Kraft leisten kann, darf
die Gesellschaft ihm nicht entziehen und an
sich reißen; ebensowenig darf das, was das
kleinere und engere soziale Gebilde zu lei-
sten und zum guten Ende zu führen vermag,
ihm entzogen und umfassenderen oder über-
geordneten Sozialgebilden Vorbehalten wer-
den."6) Obwohl das Subsidiaritätsprinzip in
dieser heute gebräuchlichen Formulierung
auf die Enzyklika „Quadragesimo anno" zu-
rückgeht, 1931 von Papst Pius XI auf Vor-
schlag des ihn beratenden Jesuiten Gustav
Gundlach verbreitet, ist es dem Ursprung
nach kein katholisches Prinzip! Vielmehr
geht es auf den Republikaner Abraham Lin-
coln zurück, der es vor 130 Jahren, noch vor
seinem Amtsantritt als Präsident' der Verei-
nigten Staaten, nahezu gleichlautend wie
Helmut Kohl formulierte: „In all that the pe-
ople can individually do as well for themsel-
ves, government ought not to interfere."7)

Die im Subsidiaritätsprinzip enthaltene nor-
mative Vorstellung zum Verhältnis von Staat
und Individuum bzw. Gemeinschaft ist ver-
schiedensten politischen Ideologien gemein.
Durch die akuten ökonomischen und fiskali-
schen Krisen bedingt, steht es nun im Mittel-
punkt der sozialpolitischen Diskussion. Einer
wachsenden Zahl von Politikern — sowohl im
konservativen wie im alternativen Spektrum
— erscheint die in ihm angelegte Förderung
der informellen Hilfeleistungen in Familie
und Nachbarschaft bzw. der Selbstorganisa-
tion von Betroffenen als Königsweg aus der
Krise: „Eine neue politische Strategie müßte
zwei Ziele verfolgen. Sie müßte einmal nach
Wegen suchen, wie man die Rationalitätsfalle
des Sozialstaates überwinden könnte, also fra-
gen, wie man das soziale Netz des Staates
strukturell ... entlasten könnte. Vor allem
aber wäre zu überlegen, wie man das soziale
Netz des Staates ergänzen könnte durch ein
soziales Netz, das Menschen füreinander
knüpfen. Es geht also um eine alternative So-

zialpolitik."8) Der von liberal-konservativen
CDU-Politikern beschworene, von Gewerk-
schaften und SPD angeprangerte Konsens
von „Grün und Rechts"9) erweist sich bei nä-
herem Hinsehen als brüchig. Erstens bedeu-
tet „Vergemeinschaftung" bei den Christlich-
Sozialen Revitalisierung der (Klein-)Familie,
bei den Grün-Alternativen die „Förderung
von alternativen sozialen Lebensformen und
die Schaffung eines Bewußtseins um die be-
grenzten Problemlösungsfähigkeiten der .mo-
dernen Kleinfamilie"10 ). Zweitens halten die
Konservativen an der Trennung von nutzen-
maximierendem Wirtschaftssubjekt und al-
truistischem Privatmenschen als Leitbild der
Sozialpolitik fest. Die Alternativen sehen
darin eine gefährliche Fiktion: Tatsächlich
hätten Kapital und Staatsmacht die Lebens-
welt der Menschen soweit durchdrungen, daß
nur noch eine radikale, antikapitalistische
und antietatistische Umkehr das Menschliche
retten könne.
Die Sozialdemokratie ist mehrheitlich gegen
eine Vergemeinschaftung sozialpolitischer
Aufgaben; dabei sieht sie über die grundle-
genden Differenzen zwischen CDU und GRÜ-
NEN geflissentlich hinweg. Mitte der siebzi-
ger Jahre — zeitgleich mit Heiner Geißlers
Propagierung der Subsidiaritätspolitik — sah
die SPD allein im weiteren Ausbau der öffent-
lichen Versorgungseinrichtungen eine Zu-
kunftsperspektive: Demokratisierung hieß
Beteiligung des Bürgers mittels geregelter
Partizipationsverfahren an Entscheidungen
der Sozialbürokratie 11). Noch fünf Jahre spä-
ter, trotz der bereits innerparteilich virulen-
ten Kritik (die „Ökosozialisten" hatten sich für
eine „moderne Fassung des Subsidiaritäts-
prinzips" und die „Vergemeinschaftung des
sozialen Lebens ausgesprochen"12 '), verteidig-



ten der Arbeits- und Sozialminister Herbert
Ehrenberg und seine Staatssekretärin Anke
Fuchs den kaum noch bezahlbaren, mit Funk-
tionsmängel durchsetzten Sozialstaatsapparat
gegen die Selbsthilfe: Sie bedeute die Rück-
kehr zum Zwang der mittelalterlichen Dorf-
gemeinschaft, könne die anonymen Wohlta-
ten der Sozialbürokratie nicht ersetzen und
sei — soweit in alternativen Projekten prakti-
ziert — parasitär, da sie die Segnungen des
Sozialstaates ausnutze ). Ähnlich unflexibel
sind die Gewerkschaften: Noch heute dürfte
die Stellungnahme des WSI

13

-Mitarbeiters Ger-
hard Bäcker gültig sein: Bei aller Anerken-
nung der von ihnen vorgebrachten Kritik an
qualitativen Defiziten der sozialen Versor-
gung sei die Mitarbeit in „selbstverwalteten
Gruppen" eine letztlich individuelle, unpoliti-
sche und wirkungslose Strategie ). Heute
zwingen verschärfte sozialpolitische Problem-
stellungen, die in der Bevölkerung verbreitete
positive Bewertung von Selbsthilfe- und Al-
ternativprojekten ) und nicht zuletzt die
Konkurrenz der Grün
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-Alternativen in den
Parlamenten sozialdemokratisch regierter
Länder (Bremen, Hamburg, siehe insbeson-
dere die Verhandlungen zwischen SPD und
GRÜNEN in Hessen) die Sozialdemokratie
dazu, das verdrängte Thema „Selbstorganisa-
tion" ernst zu nehmen ).16

So nahm die SPD Nachhilfeunterricht bei
Warnfried Dettling, den Alternativ-Theoreti-
kern Adalbert Evers und Joseph Huber sowie
bei den lange verschmähten Ökosozialisten
aus den eigenen Reihen (auf der Tagung der
Friedrich-Ebert-Stiftung „Selbsthilfe — ein
Weg zurück oder Modell für die Zukunft?",
Ende Februar 1984 in Berlin). Marie-Luise
Weinbergers im Vorfeld der Tagung verbrei-
teter Aufsatz „Konservative, Sozialdemokra-
ten und die Selbsthilfe" ist Ausdruck des pro-
grammatischen Defizits der Partei: Auf das
Klagen über die „unheilige Allianz zwischen
(grün-alternativen) Sozialromantikern und
(konservativen) Sparkommissaren" beim Ab-
bau des „Sozialstaats sozialdemokratischer
Prägung" folgt die bemerkenswerte Einsicht
in das Dilemma der SPD. „Eine Stärkung der
kleinen Einheit stand und steht im Wider-
spruch der Arbeiterbewegung, sich gemäß
dem Prinzip der Einheit im Großverband zu
organisieren." Die Hinwendung zur Selbstor-
ganisation geschieht letztlich widerwillig und
unter Hinweis auf wahlstrategische Notwen-
digkeiten: Will die SPD bei allen .ideologi-
schen Bauchschmerzen' den Anschluß an die
aktuelle sozial- und gesellschaftspolitische
Diskussion nicht verlieren, so muß sie sich für
den Selbsthilfegedanken öffnen, ohne ihren
Prinzipien untreu zu werden. Weinbergers —
innerparteilich sicherlich umstrittener —
Vorschlag lautet, die Selbsthilfe- und Alterna-
tivprojekte in den sozialstaatlichen Kompro-
miß einzubinden, und zwar durch ein System
öffentlicher Förderung: „Solidarität durch
Steuergelder"17).
Damit ist die Ebene kassenwirksamer Politik
erreicht: Welche Selbstorganisationen sollen
durch staatliche Subventionen zur Beseiti-
gung sozialpolitischer Mißstände unterstützt
werden? Auch bei diesem Thema hat die CDU
die Nase vorn: Der Senator für Gesundheit,
Soziales und Familie, Ulf Fink, berichtet stolz:
„Dem Senat ist es hier in Berlin als erstem
Bundesland gelungen, ein Förderungspro-
gramm für Selbsthilfegruppen durchzusetzen.
(Es)... stehen zur Förderung von Selbsthilfe-
gruppen 7,5 Millionen DM zur Verfügung."18)
Priorität haben Gesundheitsselbsthilfegrup-



pen, (Selbst-)Hilfezusammenschlüsse von und
für alte, pflegebedürftige und behinderte
Menschen, Ausländer der zweiten und dritten
Generation sowie Gruppen im Spannungsfeld
Frau und Familie19 ). Was unter dem Etikett
der Förderung „Alternativer Lebens- und Er-
werbsformen sowie der autonomen Kulturar-
beit" begonnen worden war20 ), endete in der
selektiven Finanzierung von Selbsthilfezu-
sammenschlüssen, die zwei Hauptbedingun-
gen erfüllen: Erstens entlasten sie den Sozial-
haushalt, indem kostenintensive Dienste der
Versorgungs-Großorganisationen auf die billi-
gen Selbst- und Fremdhilfegruppen übertra-
gen werden21 ). Zweitens gehören die geför-
derten zu den „Gruppen guten Willens"; sie
sind der anschauliche Beweis dafür, „daß Ver-
änderungen möglich sind, ohne daß erst
Steine fliegen22 ). Ellis Huber, Gesundheits-
stadträtin in Berlin, berichtet über die Aus-
grenzung kritischer Selbsthilfegruppen von
den Wohltaten des Fink-Programms: „Selbst-
hilfegruppen und Alternativprojekte, die
etablierte Interessen aufmischen und be-
kämpfen, die radikal hinterfragen und laut-

stark kritisieren ..., lösen Verunsicherung
aus ... Ihre Unterstützung wird ängstlich ver-
mieden."23 ) Die CDU vergibt Gelder des Se-
natstopfs dann, wenn sie in ihr (staatspoliti-
sches) Konzept passen. Die von Kaiser Wil-
helm I. dekretierte Geburt der deutschen So-
zialpolitik hatte ganz ähnliche Intentionen24 ).
Selbstorganisation ist vom marginalen Rand-
thema zu einem hochrangigen Issue der poli-
tischen Diskussion geworden. Die etablierten
.Allerweltsparteien' (Kirchheimer) haben das
Thema als neue Arena im Kampf um die
Wählerstimmenmaximierung entdeckt. Sie
präparieren aus der Vielfalt der Selbstorgani-
sationen diejenigen heraus, die in ihr ideolo-
gisches Konzept passen, und versuchen so,
die virulenten gesellschaftlichen Interessen
zu befriedigen. Es ist eine offene Frage, ob die
Parteien mit ihrer Instrumentalisierungsab-
sicht obsiegen, oder ob sich die Neuen Selbst-
organisationen (auf der Basis der später be-
schriebenen kulturellen Verschiebungen) ge-
gen Integration sperren und Veränderungen
der politischen Kultur der Bundesrepublik
auslösen25 ).

II. Zur Theorie der Neuen Selbstorganisationen

In den letzten Jahren läßt sich eine Verschie-
bung des auf Selbstorganisationen gerichte-
ten Interesses von einer politischen auf eine
ökonomische Perspektive feststellen: Wurden
in den siebziger Jahren unter Selbstorganisa-
tionen primär Zusammenschlüsse von Bür-
gern verstanden, die ihre Interessen gegen-
über dem politischen System durchsetzen
wollen, so stehen heute Verbraucher-, Klien-
ten- bzw. Produzenten-Zusammenschlüsse im
Vordergrund, die ihre Ziele außerhalb des for-
mellen ökonomischen Systems verfolgen.
Dem entspricht die Verlagerung des sozial-
wissenschaftlichen Interesses von der „Bür-
gerinitiativen-" auf die „Selbsthilfegruppen-

Forschung 26). Die „Wendemarke" liegt um
das Jahr 1980. Zu diesem Zeitpunkt befand
.....sich die Forschung über Bürgerinitiativen
und Selbsthilfegruppen in einer Phase der

2 J E. Huber, Perspektive Selbsthilfe! Zur schwieri-
gen Beziehung zwischen alternativem Leben und
sozialer Politik, o. O. 1983 (Thesenpapier zur Ta-
gung „Gemeinsam sind wir stärker. Leben und Ler-
nen in Selbsthilfegruppen", Hamburg 18.—20.11.
1983); zur Kritik an der Förderungspraxis des Berli-
ner Senats vgl. auch: Arbeitskreis Staatsknete,
Staatsknete und Autonomie — Eine Leidensge-
schichte. Ein Arbeitskreis fordert Subventionen in
Selbstverwaltung, in: Netzwerk Rundbrief (Berlin),
(16. 12. 1983) 23, S.65f.
24) Kaiserliche Botschaft v. 17. 11. 1881, zitiert nach:
V. Hentschel, Geschichte der deutschen Sozialpoli-
tik 1880—1980, Frankfurt 1983, S. 9: „Die Heilung
der sozialen Schäden ... (ist)... nicht ausschließlich
im Wege der Repression sozialdemokratischer
Ausschreitungen, sondern gleichmäßig auf dem der
positiven Förderung des Wohls der Arbeiter zu su-
chen."
25) A. Evers, Die Auseinandersetzung um die staat-
liche Selbsthilfeförderung in Westberlin. Verfesti-
gung alter oder Herausbildung neuer Selbstver-
ständnisse?, o. O. 1983 (Referat auf der Selbsthilfe-
tagung in Hamburg (vgl. Anm. 23), S. 7; Evers ver-
mutet diese kulturellen Verschiebungen auch im
Lager der „konservativen Reformer".
26) Wissenschaftliche Standardwerke sind einer-
seits das von Peter C. Mayer-Tasch, Die Bürger-
initiativen-Bewegung, Reinbek 1976 (Neuauflage
1981), andererseits das von I. Kickbusch und A. Tro-



Neuorientierung. Beide Phänomene wurden
bisher kaum miteinander in Verbindung ge-
bracht ... Vereinfacht ausgedrückt erschie-
nen die Bürgerinitiativen als neue politische
Herausforderung, während Selbsthilfe als ...
historisches Restphänomen angesehen wurde,
das vielleicht noch in bestimmten abgegrenz-
ten Bereichen notwendig, aber nicht von ge-
sellschaftlicher, gar zukünftiger Bedeutung
sei." )27

Dieses Verhältnis scheint sich heute umge-
kehrt zu haben. Das Hauptaugenmerk von Po-
litik und Wissenschaft ist auf kostensparende
Hilfeformen im Bereich der personenbezoge-
nen Dienstleistungen, auf Arbeitslosenselbst-
hilfe und auf alternative Projekte im Bereich
der Jugendarbeitslosigkeit gerichtet28 ).

Zu den Neuen Selbstorganisationen werden
hier beide Phänomene gerechnet: sowohl die
auf das politische System gerichteten Bürger-
initiativen als auch die auf das ökonomische
System bezogenen Selbsthilfegruppen. Die
Tatsache, daß die Entstehung dieser Gruppen
in der Auseinandersetzung mit den beiden
systemischen Institutionen Markt und Staat
geschieht, ist Ausgangspunkt für die nachfol-
genden Überlegungen:
Neue Selbstorganisationen im Reproduk-
tionsbereich
— entstehen als kollektive Reaktionen auf sy-
stemisch produzierte Probleme;
— sind bedürfnisorientiert, was eine basisde-
mokratischen und kommunikativen Prinzi-

pien entsprechende Binnenorganisation der
Gruppen verlangt;
— sind dadurch gekennzeichnet, daß ihre Trä-
ger und die Nutznießer ihrer Leistungen die-
selben Personen sind.
Zum ersten Aspekt: Selbstorganisationen
sind in den vergangenen zehn bis fünfzehn
Jahren nahezu ausschließlich im Reproduk-
tionsbereich entstanden. Bei Fortbestehen
der .alten' Probleme der Lohnarbeit und bei
Anwachsen der durch technologischen Wan-
del induzierten .neuen Probleme der Arbeit
findet die Konfliktaustragung zwischen Kapi-
taleignern und abhängig Beschäftigten (re-
spektive den öffentlichen Körperschaften und
ihren Beschäftigten) weiterhin in eingefahre-
nen Bahnen statt. Hingegen führen die verän-
derten Problemlagen und die sich wandeln-
den Handlungsbedingungen des Reproduk-
tionssektors zu neuen Formen kollektiven
Handelns29 ).
Dem liegt ein den modernen Gesellschaften
eigentümlicher Prozeß zugrunde, in dessen
Verlauf der Anteil derjenigen Bedürfnisfelder
größer wird, die gesellschaftlicher Steuerung
unterliegen. Der Vergesellschaftungsprozeß
hat nach der Sphäre der Produktion auch die
der Reproduktion erfaßt. Die Folgeprobleme
der Überformung der natürlichen Umwelt,
des städtischen Lebensraums und gar der Ent-
wicklung der Persönlichkeit durch die kapi-
talistische Vergesellschaftung sind Ansatz-
punkte der hier untersuchten Neuen Selbst-
organisationen30 ). Dies gilt zunächst für die
materielle Reproduktion, d. h. das marktliche
und staatliche Güter- und Dienstleistungsan-
gebot, die politisch gesteuerte Bereitstellung
einer verkehrlich-räumlichen und sozialen In-
frastruktur sowie die gesellschaftliche Pro-
duktion der Umweltbedingungen. Weiterhin
werden in einem Prozeß fortschreitender kul-
tureller Modernisierung und der Ausweitung
von Systemsteuerung Felder symbolischer
Reproduktion ebenfalls zunehmend unabhän-
gig von den lebensweltlich strukturierten
Handlungen der Menschen. Erziehung, zwi-
schenmenschliche Beziehungen sowie private
und kulturelle Identität werden einer Außen-



Steuerung durch spezialisierte Subsysteme
unterworfen. So sind das Schulsystem, die
Massenmedien und die psychiatrischen sowie
medizinischen Versorgungseinrichtungen sy-
stemische Institutionen .außengelenkter' sym-
bolischer Reproduktion. Im Zuge einer Aus-
weitung der systemischen Steuerung auf wei-
tere Bedürfnisbereiche entstehen .neue' ge-
sellschaftliche Problemlagen. Parallel dazu
schreitet ein gesellschaftlicher Differenzie-
rungsprozeß fort, in dessen Verlauf ehemals
integrierte Lebens- und Arbeitszusammen-
hänge institutionell, organisatorisch und
räumlich aufgeteilt werden: Arbeit und Kon-
sum, Berufssphäre und Privatleben, Produk-
tion und Reproduktion treten auseinander. Im
Rahmen der gesellschaftlichen Arbeitsteilung
entstehen spezialisierte Unternehmen, Ver-
sorgungseinrichtungen usw., die jeweils be-
stimmte, aus dem Lebenszusammenhang der
Menschen herausgelöste .Bedarfe' zugleich
herstellen und befriedigen.
Neue Selbstorganisationen entstehen aus
gleichen Betroffenheiten durch Folgeproble-
me der differenzierten Produktionsstruk-
tur ). Güter und Dienstleistungen werden
nicht ausreichend, qualitativ unangemessen
und insbesondere mit bedrohlichen Neben-
wirkungen produziert. So sind die natürlichen
Lebensgrundlagen durch ökologische Kreis-
läufe zerstörende und Ressourcen verschwen-
dende Produktionsverfahren gefährdet; die
Konzentration der werteschaffenden Arbeit

31

auf den hochproduktiven industriellen Kern-
bereich führt zu Sinnproblemen bei denjeni-
gen, die von der Arbeit ausgeschlossen
sind32 ). »

3) Vgl. M. Schenk, Kommunikationsstrukturen in
Bürgerinitiativen, Tübingen 1982; seine empiri-
schen Forschungen führen zu dem Ergebnis, daß
oligarchische Organisationsstrukturen in Bürger-
initiativen stark ausgeprägt seien (S. 218); diesem
Resultat liegt die Operationalisierung überzogener
basisdemokratischer Zielsetzungen zugrunde.
35) Vgl. die Übersicht „Selbstorganisationen" in:
A. Trojan, Zur aktuellen Diskussion um die Förde-
rung von Selbsthilfezusammenschlüssen, in: M.
Opielka u. a„ a. a. O. (Anm. 5), S. 230.
36”) Der politisch-sozial avantgardistische Teil der
Neuen Selbstorganisationen steht im Mittelpunkt
des sozialwissenschaftlichen Interesses; vgl. die
Synopsen von J. Huber, Die Alternativen der Alter-
nativbewegung, Berlin 1980; P. Grottian/W. Nelles,
Großstadt und neue soziale Bewegungen, Basel
1983; R. Schmidt, Zur alternativen Kultur, in: Aus
Politik und Zeitgeschichte, B 11/83, S. 41—54.
37) O. Rammstedt, Soziale Bewegung, Frankfurt
1978.

Die im zweiten Definitionskriterium genann-
ten Merkmale sind in der Literatur häufig an-
gesprochen. Dort werden die Neuen Selbstor-
ganisationen als basisdemokratische Gemein-
schaften dargestellt, die anti-hierarchisch
strukturiert sind, das Avantgarde- und Stell-
vertreterprinzip entschieden ablehnen, die
geschlechtsspezifischen Unterschiede abge-

baut haben und somit die Artikulation au-
thentischer Bedürfnisse ermöglichen33 ). Zu-
treffend ist, daß diese Ansprüche mit Nach-
druck vertreten, z. B. formale Einengungen in-
nerdemokratischer Strukturen vermieden
und entgegenlaufende Tendenzen kritisiert
werden. In unterschiedlichem Ausmaß wer-
den Regelungen vereinbart, die die Basisde-
mokratie verankern sollen (z. B. daß Entschei-
dungen nur konsentisch, nicht durch Abstim-
mungen fallen, oder daß die Gruppe zur
Hälfte aus weiblichen Mitgliedern bestehen
soll). Es ginge an der Realität vorbei, die ange-
strebte interne Demokratisierung als umfas-
send verwirklicht anzusehen34 ). Nur diejeni-
gen Neuen Selbstorganisationen, die zur „Al-
ternativkultur“ zu rechnen sind, nicht aber
jene, die zur sogenannten ersten Kultur oder
den Übergangsbereichen zwischen „Stamm-
kultur" und „Subkulturen" zählen35 ), verstehen
sich als radikale basisdemokratische Modelle
mit Blick auf ein „Neues Vergesellschaftungs-
modell" und können als organisatorische Ba-
sis der Neuen sozialen Bewegungen bezeich-
net werden36 ). Der Großteil der Neuen Selbst-
organisationen befindet sich im Anfangs-
oder Vorstadium sozialer Bewegung: Krisen-
erscheinungen in verschiedenen Bereichen
der Reproduktion führen „durch Bewußtwer-
den der eigenen veränderten Situation zu
Gruppenbildungen unter denen, die die Folge
der Krise erleiden"37 ). Konkret leiden die Mit-
glieder von Gesundheitsselbsthilfegruppen
unter der fehlenden Menschlichkeit in Arzt-
praxen und Krankenhäusern, leiden die Mit-
glieder von Sanierungsinitiativen unter dem
sozialen Zerfall des von ihnen bewohnten
Viertels. Die Mitglieder von Selbstorganisa-
tionen bedienen sich in der Regel keiner sozi-



alwissenschaftlichen Analyse zur Erklärung
ihrer durch die Funktionsmechanismen des
kapitalistisch-bürokratischen Systems be-
dingten Situation, sondern sie machen sich
alltagstheoretische Erklärungen. Auf dieser
Ebene einer diffusen Ablehnung von Ärzten,
Bürokraten, Sozialarbeitern, Planern und Poli-
tikern sowie anderen Vertretern des .Systems
liegt der Konsens der Neuen Selbstorganisa-
tionen, ein Konsens, der negativ ist, ein Sich-
abgrenzen-Wollen. Teilweise ist diese Ableh-
nung gerichtet (gegen den Staat bzw. das Ka-
pital), teilweise ist sie ungerichtet38 ).

40) K. Gretschmann, Wirtschaft im Schatten von
Markt und Staat. Grenzen und Möglichkeiten einer
Alternativ-Okonomie, Frankfurt 1983, S. 15, S. 13.
41) Zur Begrifflichkeit vgl. S. Gasiet, Menschliche
Bedürfnisse. Eine theoretische Synthese, Frankfurt
1981, Kap. 19; empirische Ergebnisse in W. Nelles/
W. Beywl 1984, a. a. O. (Anm. 30), Kap II. 4.2.2.f.

Positiv gewendet besteht der Konsens in .Be-
dürfnisorientierung'. In einer der ersten
Selbstverständnistexte der .Alternativ-Bewe-
gung heißt es: „Ein .alternatives’ Vorhaben ist
ganz einfach eines, daß einen andersartigen,
wünschenswert(er)en Lebensstil beinhaltet.
Das führt aber nur zu weiteren Fragen: Wie
wir leben wollen, was für eine Gesellschaft
wir wollen."39) .Bedürfnisorientierung' ist die
gemeinsame Klammer in der Zielsetzung von
Bürgerinitiativen „aus unmittelbarer Betrof-
fenheit heraus" und von bedarfswirtschaftli-
chen Selbsthilfegruppierungen, die bei hoher
persönlicher Involviertheit .neue Bedürfnisse
befriedigen wollen, „als Widerpart zur institu-
tionellen Sklerose (Olson)40 ). Die in Selbstor-
ganisationen eingebrachten Bedürfnisse las-
sen sich zwar unter allgemeinen Bezeichnun-
gen wie „Grundbedürfnisse nach Sinngebung"
oder nach „gefühlsmäßigen zwischenmensch-
lichen Beziehungen" zusammenfassen41 ), doch
werden die konkreten Inhalte jeweils einzig-
artig in jeder Gruppe ausgehandelt. Statt ei-
ner über die systematischen Medien Geld
und Macht vermittelten Bedürfnisselektion in
den etablierten Verbänden und Parteien insi-
stieren die Neuen Selbstorganisationen dar-
auf, „... einen Teil der formal organisierten
Handlungsbereiche (zu) entdifferenzieren,
dem Zugriff der Steuerungsmedien (zu) ent-

ziehen und diese .befreiten Gebiete* dem
handlungskoordinierenden Mechanismus der
Verständigung zurückzugeben"42 ).
Das dritte Definitionskriterium für Neue
Selbstorganisationen, das .Identitätsprinzip',
ist weniger substantiell als die beiden voran-
gegangenen. Es stammt aus der Genossen-
schaftstheorie und ist dann gegeben, wenn
bei einer .Unternehmung' der Personenkreis
der Leistungsersteller und der der Leistungs-
empfänger bzw. Nutznießer weitgehend über-
einstimmt43 ). Die Gemeinwirtschaftslehre hat
eine differenzierte Typologie der „Widmungs-
formen" entwickelt, die danach unterscheidet,
welche Gruppierung Empfänger der ,benefits
ist44 ). Das Identitätsprinzip trifft für die „för-
derungswirtschaftliche" Leistungsabgabe zu.
Bei den drei anderen Formen (gruppen-, stif-
tungs- und freigemeinwirtschaftliche) produ-
zieren die Mitglieder der Non-Profit-Organi-
sationen für die eigene soziale Schicht, für
fremdes individuelles Wohl (z. B. Randgrup-
pen) und schließlich für das Gemeinwohl.
Gruppen, für die das Identitätsprinzip nicht
zutrifft, können als Fremdorganisationen be-
zeichnet werden. Beispiele für Neue Fremd-
organisationen sind die Umweltschutzorgani-
sation „Green-peace" (freigemeinwirtschaft-
lich) oder die von Mittelschichtangehörigen
organisierten Beschäftigungsinitiativen für
arbeitslose Randgruppenangehörige ).45

Der Übergang zwischen Fremd- und Selbstor-
ganisation ist fließend, und es ist angebracht,
die auf die neueste Geschichte der sozialen
Bewegungen zurückgehende Trennung zwi-
schen beiden Formen aufzuheben. Zu Beginn

42) J. Habermas, a. a. O. (Anm. 30), S. 582; je mehr
eine Selbstorganisation zur alternativen Kultur ge-
hört, desto radikaler wird auf der basisdemokra-
tisch ausgehandelten Steuerung über Bedürfnisse
insistiert, was in der Version vom „totalen Leben"
zur psychischen Überlastung der Gruppenmitglie-
der führen kann (vgl. M. Horx/A. Sellner/C. Ste-
phan [Hrsg.], Infrarot. Wider die Utopie des totalen
Lebens, Berlin 1983).
43) Vgl. R. Eschenburg, ökonomische Theorie und
genossenschaftliche Zusammenarbeit, Tübingen
1971.
44) W. Engelhardt, Gemeinwirtschaftliche Genos-
senschaften — ein möglicher Widmungstyp von
Genossenschaften unter Sechsen, in: Zeitschrift für
öffentliche und gemeinwirtschaftliche Unterneh-
men 1983, S. 29 ff.
4) Vgl. zu letzteren den Forschungsbericht von
F. Hegner und C. Schlegelmilch, Formen und Ent-
wicklungschancen unkonventioneller Beschäfti-
gungsinitiativen, Berlin 1983 (Diskussionspapier
des Wissenschaftszentrums); sie fassen die för-
derungswirtschaftlichen, alternativökonomischen
Projekte und die von kleinen wie großen Trägern
der Wohlfahrtspflege initiierten, stiftungswirt-
schaftlichen Fremdorganisationen unter dem Be-
griff „unkonventionelle Beschäftigungsinitiativen"
zusammen.



der Bürgerinitiativenbewegung wurde zwi-
schen Fremd- und Selbstorganisationen nicht
unterschieden; die Hauptsache war, daß zu-
mindest einige Betroffene dabei waren46 ). Mit
dem Niedergang der Kaderorganisationen
und dem dort praktizierten Stellvertreterprin-
zip wurde .Bürgerinitiative' ebenso wie .Alter-
nativprojekt' mit Betroffenenselbstorganisa-
tion gleichgesetzt. Dabei ist aus Fallstudien
ersichtlich, daß Selbstorganisationen häufig
mit Hilfe politischer oder sozialer Organisa-
tionen ins Leben gerufen werden oder von
Dissidenten dieser Organisationen gegründet
werden. Häufig arbeiten neue Selbstorganisa-
tionen zumindest auch für andere, nicht-orga-
nisationsfähige Betroffenengruppen und be-
dienen sich dabei typischer Handlungsmuster

5) A. Evers/Z. Szankay, Was entsteht mit den
neuen sozialen Bewegungen?, in: P. Grottian/W.
Nelles, a. a. O. (Anm. 36), S. 24.
5) Zum Untersuchungsdesign vgl. W. Nelles/
W. Beywl 1984, a. a. O. (Anm. 30), Kap. II. 4.1.

der Fremdorganisation, wie Anwaltsplanung
oder Gemeinwesenarbeit47 ).
Die nachfolgende Darstellung ist weniger aus
systematischen, denn aus pragmatischen
Gründen auf Selbstorganisation beschränkt,
da gegenwärtig nur für diesen Bereich ausrei-
chende Daten zur Verfügung stehen48 ).
Weitere in der Literatur genannte Defini-
tionsmerkmale für Selbstorganisationen, wie
Aprofessionalität, Solidarität, hohe Bewer-
tung zwischenmenschlicher Beziehungen (zu-
sammenfaßbar im Postmaterialismuskonzept)
oder Bindung an konkrete lokale Milieus (De-
Zentralität) usw.49 ), stehen in engem Bezug zu
dem genannten antisystemischen, bedürfnis-
orientierten und basisdemokratischen Cha-
rakter der Neuen Organisationen.

III. Verbreitung und Verteilung der Neuen Selbstorganisationen

Quantitative Größen, etwa zur Anzahl der Be-
teiligten, sagen wenig über die politische Fol-
genhaftigkeit kollektiven Handelns aus. Bei-
spielsweise stehen Mitgliederzahl und öffent-
liche Beachtung neuer Umweltorganisationen
einerseits und traditioneller Vereinigungen
andererseits im Mißverhältnis: Den nominal
etwa drei Millionen Mitgliedern des Deut-
schen Naturschutzrings (unter anderem Gar-
tenvereine, Wander- und Alpenvereine) stan-
den Ende der siebziger Jahre — zu ihrer Blü-
tezeit — höchstens 300 000 Mitglieder von
Bürgerinitiativen im Umweltschutz gegen-
über50 ). Heute üben wenige tausend Aktivi-
sten nachhaltigen Druck auf die Umweltpoli-
tik aus51 )- Adalbert Evers und Zoltan Szankay
schlußfolgern aus dem offensichtlichen Miß-
verhältnis zwischen dem marginalen Umfang
der Alternativbewegung und dem Ausmaß
des politischen, publizistischen und sozialwis-
senschaftlichen Interesses an ihr: „Das, was
mit den .Neuen Sozialen Bewegungen' ent-
steht, entsteht als ein krisenhafter Wand-
lungs-, ja Mutationsprozeß nicht an den Rän-
dern, sondern im Zentrum der entwickelten
Industriegesellschaft. Dieser Prozeß ist dabei,
den tiefsten Einschnitt in die historische Ver-
faßtheit unserer Gesellschaften seit der Ent-
stehung der Arbeiterbewegung hervorzubrin-
gen."52 ) Zuzustimmen ist der Auffassung, daß

die Relevanz der Neuen Selbstorganisationen
weniger auf ihrer Größenordnung als auf dem
von ihnen — im unterschiedlichen Ausmaß
— entwickelten alternativen Kulturmodell
beruht. Deshalb sollen die nachfolgend vorge-
stellten quantitativen Ergebnisse im Zusam-
menhang mit den vorgetragenen theoreti-
schen Überlegungen interpretiert werden.
In einer regionalen Bestandsaufnahme ist
erstmalig versucht worden, das gesamte
Spektrum Neuer Selbstorganisationen zu er-
fassen und ihre Verteilung auf verschiedene
Problembereiche festzustellen53 ). In einem
noch laufenden Forschungsprojekt werden
die Zahlen für den Teilbereich „Alternative
Ökonomie" aktualisiert, nicht zuletzt, weil ein



gesteigertes politisches Interesse hieran be-
steht54 ). Abgeschlossen wird die Darstellung
mit einer Hochschätzung der Gesamtzahl
Neuer Selbstorganisationen in der Bundesre-
publik Deutschland.

1. Schwerpunkte der Neuen Selbstorgani-
sation — Ergebnisse einer Regionalstudie

Der nachstehenden Tabelle 1 liegt eine auf
zwei Dimensionen aufbauende Typologie zu-
grunde:

Geld und Macht vermittelt) auf Kosten einer
lebensweltlich-kommunikativen Steuerung.
Die soziale Integration geht von Handlungs-
bereich I zu Handlungsbereich III von Kom-
munikation auf systemische Kontrolle über.
In der Merkmalsdimension „Handlungsform''
werden „Selbsthilfe" und „Widerspruch" unter-
schieden. Sie bezeichnen unterschiedliche
Formen der Einflußnahme auf die Produk-
tionsentscheidungen, die folgenreich für die
Befriedigung der in den Selbstorganisationen

Es werden drei „Handlungsbereiche" unter-
schieden. Die in ihnen jeweils zusammenge-
faßten Teilbereiche der Reproduktion sind in
unterschiedlichem Ausmaß vergesellschaftet.
Vom Handlungsbereich I (personelle/kultu-
relle Identität) über Handlungsbereich II
(Wohnen und Lebensbereich) bis zum Hand-
lungsbereich III (Umwelt) steigt der Anteil sy-
stemischer Steuerung (durch die Medien

artikulierten Bedürfnisse sind. Organisatio-
nen, die vorwiegend die Handlungsform
„Selbsthilfe" praktizieren, befriedigen die Be-
dürfnisse ihrer Mitglieder durch eigentätige
Produktion von Gütern und Dienstleistungen.
„Widerspruch" bedeutet, daß die Selbstorgani-
sation versucht, die von Dritten (Staat und
Unternehmen) vorgenommene Leistungser-
stellung in Quantität oder Qualität zu beein-
flussen. Dies geschieht insbesondere durch
die Veröffentlichung von Mißständen und
Forderungen, durch Drohungen mit Legitima-
tionsentzug usw.
Im Untersuchungszeitraum gab es ca. 935
Neue Selbstorganisationen in der Untersu-



chungsregion. Davon sind ca. 60% der Selbst-
hilfe, 40% dem Widerspruch zuzurechnen.
Dem Handlungsbereich I — personelle und
kulturelle Identität — sind mit 535 Gruppen
fast 60% der Grundgesamtheit zugeordnet.
Hier sind Gruppen zusammengefaßt, die Pro-
bleme und Bedürfnisse aus dem Kernbereich
der Lebenswelt bearbeiten. Beispielsweise
sind dies Probleme des Selbstbewußtseins,
der physischen und psychischen Gesundheit,
von kommunikativen und emotionalen Bezie-
hungen zu anderen Menschen sowie der so-
zio-kulturellen Orientierung. Auf eine kurze
Formel gebracht reagieren die in diesem
Handlungsbereich tätigen Initiativgruppen
auf „Pathologien der Lebenswelt"55 ). Es domi-
nieren Selbsthilfezusammenschlüsse wie
Selbsterfahrungsgruppen von Männern und
Frauen56 ), Krabbelstuben und Kinderläden,
Gesundheitsselbsthilfegruppen oder Gruppen
sozio-kulturell Benachteiligter. Charakteri-
stisch für die hier erbrachten „personenorien-
tierten Dienstleistungen"57 ) ist, daß ein quali-
tativ befriedigendes Ergebnis nur durch die
aktive und konstruktive Mitarbeit der Klien-
ten erreicht werden kann. Die Widerspruchs-
gruppen des Handlungsbereiches I versuchen,
die bürokratischen Dienstleistungsorganisa-
tionen (z. B. Schulen, Krankenhäuser, Versor-
gungseinrichtungen) zu beeinflussen. Das Ne-
beneinander von Selbsthilfe und Widerspruch
verweist darauf, daß neben Freiräumen, in de-
nen sowohl Selbsthilfe wie Widerspruch mög-
lich ist, reglementierte Bereiche bestehen, in
denen die Betroffenen die Leistungserstel-
lung nicht in eigener Regie übernehmen kön-
nen, so daß Widerspruch das einzig mögliche
Mittel ist. Beispiel hierfür ist das verrecht-
lichte und bürokratische Schulsystem, auf das
sich starke Widerspruchsaktivitäten richten
(z. B. Bürgerinitiative gegen kooperative Ge-
samtschule), zu dem jedoch keine legalen
Selbsthilfeaktivitäten außerhalb des öffent-
lich geregelten Erziehungswesens möglich
sind. Im Handlungsbereich I sind die offensiv
gegen bürokratische Versorgungsstrukturen
opponierenden Gruppen in der Minderzahl,

doch wächst das Mißtrauen gegen die großen
Dienstleistungsorganisationen.
Die im Handlungsbereich II — Wohnen und
Lebensbereich — aktiven 290 Selbstorganisa-
tionen bearbeiten Probleme der Wohnung,
der Verkehrs- und Bebauungsplanung im
Viertel, Infrastrukturdefizite in neuen oder
überalterten Stadtteilen und Folgeschäden
der Zerstörung traditionaler, kommunikativer
und ökologischer Lebensräume. Charakteri-
stisch für diese — auch „disparitär" genannten
— Bedürfnisbereiche ist, daß die dort produ-
zierten Leistungen den Bürgern durch staat-
lich-politisch normierte Leistungsangebote
oder auch durch kollektive „Zwangskäufe" zu-
fallen58 ). Folglich dominieren im Handlungs-
bereich II die Widerspruchsgruppen. Selbst-
hilfe ist, bedingt durch die eingeschränkte
Verfügbarkeit der für die Bedürfnisbefriedi-
gung notwendigen Ressourcen (z. B. Bauland,
Verkehrsflächen) und die Machtverteilung
(hoheitliche Planung durch Gebietskörper-
schaften), eine Ausnahme. Unter den Wider-
spruchsgruppen sind ca. 50 Mieterinitiativen,
80 im Wohnumfeld aktive Bürgerinitiativen
(für Verkehrsberuhigung, andere Verkehrs-
lenkung usw.) sowie 120 Stadtteilinitiativen in
der Sanierungs-, Bebauungs- oder Verkehrs-
planung, für die Einrichtung von Jugend- oder
Kommunikationszentren oder für verbesser-
ten Umweltschutz im Viertel. Unter den
Selbsthilfegruppen befinden sich unter ande-
rem selbstorganisierte Stadtteilzentren, Zu-
sammenschlüsse von Wohngemeinschaften
und 15 Hausbesetzergruppen.
Alle Selbstorganisationen des Handlungsbe-
reiches III — Umwelt — sind Widerspruchs-
gruppen. Ungefähr die Hälfte von ihnen ge-
hört zur Ökologiebewegung, z. B. die 12 Anti-
AKW-Gruppen. Bemerkenswert ist, daß es im
Raum Köln-Bonn zum Untersuchungszeit-
punkt keine bedeutsamen Atomanlagen gab
und daß auch mittelfristig nicht mit einem
Bau zu rechnen ist. Im zweiten wichtigen Pro-
blembereich — Stadtplanung und Verkehr —
sind ca. 20 Gruppen aktiv, z. B. Fußgänger-
und Fahrradfahrerinitiativen oder Aktions-
gruppen gegen den Bau von Umgehungsstra-
ßen bzw. Stadtautobahnen.
Zunächst sei das von der Literatur abwei-
chende Ergebnis dieser Studie herausgestellt:
Während dort als typische Initiativen Wider-
spruchsgruppen gelten, die überwiegend im
Wohn- oder im Umwelt- bzw. Energiebereich



tätig sind59 ), kommt unsere Untersuchung zu
dem Schluß, daß erstens ca. 60% der Selbstor-
ganisationen überwiegend die Handlungs-
form Selbsthilfe vorziehen und das zweitens
— die Verteilung auf die Handlungsbereiche
betreffend — ca. 60% Probleme personaler
und kultureller Identität bearbeiten.

rung des Selbst und der Lebensformen") ver-
schoben. Andererseits wird die von Habermas
als die „Grammatik der Lebensformen" ange-
sprochene Problematik mit dem Vordringen
systemischer Steuerung in die Sphäre der
kommunikativen Verständigung bzw. mit der
erlebbaren Bedrohung, daß der „Kern der Le-

Zwischen den Handlungsbereichen I und II
besteht ein nahezu spiegelbildliches Vertei-
lungsverhältnis hinsichtlich der beiden Hand-
lungsformen. Probleme der natürlichen Um-
welt und der großräumigen Infrastruktur wer-
den von relativ wenigen Selbstorganisationen
bearbeitet, die ausschließlich Widerspruchs-
gruppen sind. Das Verteilungsbild ist Aus-
druck unterschiedlicher Handlungsbedingun-
gen, die auf eine von Handlungsbereich I zu
Handlungsbereich III zunehmende systemi-
sche Steuerung der Reproduktion zurückge-
hen. Während im Handlungsbereich I (noch)
viele Nischen für selbstbestimmtes Handeln
mit Aussicht auf kurzfristig zu erreichenden
Erfolg bestehen, werden Selbstorganisationen
der Handlungsbereiche II und III in eine lang-
wierige Auseinandersetzung mit den systemi-
schen Entscheidungsinstanzen gezwungen.
Einerseits kann die festgestellte Schwer-
punktsetzung als „Ausweichbewegung" in Be-
reiche mit geringerer systemischer Durch-
dringung begriffen werden. Pointiert gesagt
hat sich die Problemdefinition der oppositio-
nellen Gruppierungen in den letzten 15 Jah-
ren von einer sozio-ökonomischen („Vertei-
lungsgerechtigkeit und Chancengleichheit")
auf eine kommunikativ-kulturelle („Verände-

benswelt" systemisch überformt wird, tatsäch-
lich zu einem zentralen gesellschaftlichen
Konflikt. Eine massive Gegenwehr ist dann
angebracht und notwendig.
Beide Überlegungen führen zu der These, daß
in den kommenden Jahren mit einer Ausbrei-
tung der in Problembereichen der persön-
lichen und kulturellen Identität ansetzen-
den Selbstorganisationen zu rechnen ist. Die
an systemisch beherrschten Konfliktlinien
kämpfenden Selbstorganisationen dürften
hingegen entweder stagnieren oder Ideolo-
gien und Aktionsformen entwickeln, welche
die abgerissene Verbindung zwischen subjek-
tiv Erlebbarem und angezielten gesellschaftli-
chen Veränderungsprozessen wiederherstel-
len (Neue Religionen, „Politik in erster Per-
son").

2. Alternative Ökonomie — Prüfstein der
Selbstorganisation

Alternativ-ökonomische Projekte sind — über
ihre Marktteilnahme — in systemische Pro-
zesse verwickelt, und ihre Existenz ist von
der Bewältigung der zwischen System und Le-
benswelt auftretenden Spannungen abhängig.
Sie sind ein Sonderfall der Selbsthilfe, inso-
fern sie eine Reintegration der aufgesplitter-
ten Bedürfnisbereiche anstreben. Sie haben
einen ganzheitlichen Ansatz der Problemlö-



sung, weshalb ihre Einordnung in die „Hand-
lungsbereiche" nicht sinnvoll ist60 ). Im Unter-
schied zu den nicht-ökonomischen Selbstor-
ganisationen versuchen sie, den Lebensunter-
halt ihrer Mitglieder zu sichern. Die betriebs-
wirtschaftliche Umsetzung dieses Ziels soll
von den Erfordernissen des Marktsystems ab-
gekoppelt sein und den lebensweltlichen Be-
dürfnissen der Mitarbeiter/innen folgen. In
dem Maße, in dem die Steuerungsgröße „Pro-
fit" durch die Bedürfnisorientierung ersetzt
wird, kann von einer bedarfswirtschaftlichen
Ökonomie gesprochen werden61 ).

6) Vgl. den vorangegangenen Abschnitt.
6) Vgl. W. Beywl/H. Brombach/M. Engelbert,
a. a. O. (Anm. 54).

Die früheren Schätzungen über den Umfang
des alternativ-ökonomischen Sektors in Höhe
von 10 000 bis 20 000 Projekten62 ) liegen bei
weitem zu hoch. Die Überschätzungen resul-
tieren hauptsächlich aus der Vermischung
nicht-ökonomischer Selbsthilfegruppen63) mit
ökonomischen Projekten. Für die hier präsen-
tierten Zahlenangaben werden folgende „wei-
che" Definitionskriterien anglegt64 ):

Alternativ-ökonomische Projekte sind ...
— Gruppen mit mindestens drei Mitgliedern,
ausnahmsweise auch mit zwei Mitgliedern
(Gruppenprinzip);
— Projekte mit einem Selbstverständnis als
„Selbstverwalteter Betrieb", „Alternativpro-
jekt" oder ähnlichem; die Mitarbeiter/innen
vertreten dies nach außen und betonen dabei
die „Bedürfnisorientierung" ihres Handelns;
— Gruppen mit gleichem Entscheidungs-
recht aller ständigen Mitarbeiter/innen auch
bei grundsätzlichen Entscheidungen;
— Produzenten/innen-Kollektive, d. h. Trä-
ger/innen und Mitarbeiter/innen sind die
gleichen Personen (Identitätsprinzip);
— Gruppen die zumindest anstreben, den Le-
bensunterhalt ihrer Mitarbeiter/innen zu si-
chern (Erwerbscharakter);
Nach Wirtschaftsbereichen unterschieden er-
gibt sich folgende branchenmäßige Zusam-
mensetzung des alternativ-ökonomischen
Wirtschaftssektors in der Bundesrepublik65 ):

Das Verteilungsbild spiegelt die ökonomi-
schen, ideenmäßigen und personalen Voraus-
setzungen der Alternativökonomie wider:
— Im mit ca. 20% der Projekte recht kleinen
Produktionssektor (A) sind zur Gründung al-
ternativer Betriebe zumindest einige

65) Grundlage der Schätzungen sind die vorliegen-
den Regionalstudien mit ähnlichen bzw. angleich-
baren Definitionskriterien; vgl. H. Kreutz/G. Fröh-
lich/D. Maly, a. a. O. (Anm. 38) für Nürnberg/Han-
nover; P. Grottian/M. Kück, a. a. O. (Anm. 15) für
Berlin; sowie für Hamburg: Ch. Personn/O. Tiefen-
thal, Bedingungen und Strukturen Alternativer
Ökonomie. Empirische Analyse Hamburger Alter-
nativprojekte, Hamburg 1984 (Dipl.-Arbeit, Inst. f.
pol. Wissenschaften, Universität Hamburg, MS).



10 000 DM Startkapital nötig, während in den
Sektoren B und C manchmal einige tausend
DM, in Ausnahmefällen gar kein Anfangska-
pital benötigt wird.
— Die Gebrauchswertorientierung ist — bei
gegebenem Kapitalmangel — leichter in den
Wirtschaftsbereichen B und C durchzuhalten.
Im ca. 30% der Projekte umfassenden Bereich
persönlicher Dienstleistungen und im Gastge-
werbe sind die Tätigkeiten interaktions- und
kommunikationsintensiv. Im Handelsbereich
haben Alternativprojekte oft den Marktein-
tritt für ökologische Produkte (z. B. naturbe-
lassene Lebensmittel, Umweltschutzpapier)
ermöglicht. Buchläden und Medienprojekte
verkaufen Produkte mit einem spezifischen
(politischen bzw. subkulturellen) Gebrauchs-
wert an eine sozio-kulturell bestimmbare
Sympathisanten-Szene.
— Schließlich bieten insbesondere der Han-
del und das Gastgewerbe Einstiegsmöglich-
keiten für berufsunerfahrene Hochschulab-
solventen, Studienabbrecher u. ä. neue Pro-
blemgruppen des Arbeitsmarktes. Im Hand-
werksbereich ist hingegen oft eine hohe for-
male Qualifikation (Meister) Voraussetzung
für die Gewerbegründung.
Die Schätzung der absoluten Anzahl alterna-
tiv-ökonomischer Projekte fällt je nach Ab-
grenzungskriterien und Untersuchungsregion
unterschiedlich aus. Eine Sekundäranalyse
der drei abgeschlossenen Regionalstudien
führt bei Vereinheitlichung der Definition zu
ähnlichen Ergebnissen: Auf 10 000 Einwohner
kommt etwa ein alternativ-ökonomisches
Projekt. Auf die Bundesrepublik hochgerech-
net sind dies etwa 6 000 Projekte. Bei durch-
schnittlich fünf bezahlten Mitarbeitern sind
dies bundesweit 30 000 Arbeitsplätze.
Alternative Ökonomie im Kapitalismus ist
unabdingbar labil. Den Projekten wird der
Widerspruch zwischen systemischer Steue-
rung und Bedürfnisorientierung „durch die
Gesamtökonomie ... notwendigerweise auf-
geherrscht"66 ). Verweigern sich die Projekte
der Marktanpassung und damit dem Prinzip
der Gewinnmaximierung mit der Folge aus-
bleibender Kapitalbildung, hat dies „Selbst-
ausbeutung"67 ), gegebenenfalls den finanziel-
len Zusammenbruch des Unternehmens zur
Folge. Aus der Wirtschaftsgeschichte ist die

These gewonnen, daß ökonomische Selbsthil-
febewegungen in der lang andauernden De-
pressionsphase entstehen und bei Durch-
schlagen des Kapitalmangels nach einigen
Jahren wieder verschwinden68 ). Die vorlie-
genden Daten zur quantitativen Entwicklung
der Alternativ-Ökonomie deuten auf das
Ende ihrer Ausbreitung hin. Die systemisch
vorgegebene Grenze scheint bereits er-
reicht69 ).
Die bestehenden Projekte geraten zuneh-
mend in ein Entscheidungsdilemma: Sollen
sie weiterhin bei relativer Marktdistanz auf
dem Drahtseil der Alternativ-Ökonomie ba-
lancieren, oder sollen sie auf den vergleichs-
weise sicheren Grund der marktangepaßten
Unternehmen überwechseln. Für die Binnen-
struktur bedeutet dies eine Abkehr von den
Prinzipien der Selbstorganisation, die sich
insbesondere in der Wiedereinführung for-
meller Hierarchien und der Bindung der Ent-
scheidungsbefugnisse an das Kapitaleigentum
ausdrückt70 ). Aus dem Entscheidungsdi-
lemma heraus können nur politische Prioritä-
tensetzungen führen; das setzt voraus, daß
der Gesellschaft die Innovationskraft der Al-
ternativ-Ökonomie als so wertvoll erscheint,
daß diese gegen marktliche Zwänge unter-
stützt wird.
Wie die Zahl von 30 000 bezahlten Arbeits-
plätzen zeigt, ist der Stellenwert der Selbst-
hilfeökonomie als arbeitsmarktpolitisches In-
strument offensichtlich marginal. Dabei ist
die Nachfrage nach alternativen Beschäfti-
gungsmöglichkeiten sehr hoch. Dies zeigt das
Ausmaß unbezahlter (statt eines Berufes aus-
geübter) Tätigkeiten im alternativen Sozial-
dienstleistungssektor71 ).



Die Alternativ-Okonomie ist keine gewinn-
trächtige Wachstumsbranche, sondern sie
gibt eine Antwort darauf, „was und wie in
gesellschaftlich sinnvoller Arbeit produziert
werden soll"72 ). Ihre Chancen würden ver-
kannt, wenn sie in der Logik des keynesiani-
sehen „Aushebens und Zuschüttens tiefer
Gräben" als Instrument der Konjunkturpolitik
genutzt würde. Vielmehr bietet sie die Alter-
native einer selbstbestimmten, kommunikati-
ven und bedürfnisorientierten Allokation von
Arbeit, eine Alternative zur entfremdeten Ar-

7’) M. Jahoda, Wieviel Arbeit braucht der Mensch?
Arbeit und Arbeitslosigkeit im 20: Jahrhundert,
Weinheim und Basel 1983, S. 141.
74) Es wurde davon ausgegangen, daß in der Unter-
suchungsregion die Dichte der Selbstorganisatio-
nen doppelt so hoch wie im Bundesdurchschnitt ist;
vgl. zum genauen Verfahren W. Nelles/W. Beywl
1984, a. a. O. (Anm. 30), Kap. II. 4.1.
75) Beispielsweise berichtet die Stern-Untersu-
chung „Lebensziele, Potentiale und Trends alterna

beit im industriellen Kern der Wirtschaft und
zu sinnentleerter Arbeitslosigkeit. Wertvoll
ist ihre gesellschaftspolitische, weniger ihre
ökonomische Funktion. Sie schafft „soziale La-
bore", in denen praktische Antworten auf die
Krise der Arbeitsgesellschaft gegeben wer-
den. „Die Menschen wollen arbeiten, sie brau-
chen die Erfahrungen, die sich aus der Er-
werbstätigkeit ergeben; aber sie wollen diese
Erfahrungen unter Bedingungen machen, die
sich nicht negativ auf ihr Menschsein auswir-
ken."73 )

IV. Zusammenfassung und Schlußbemerkungen

Schätzt man aufgrund der vorliegenden Da-
ten die Gesamtzahl der Neuen Selbstorgani-
sationen in der Bundesrepublik hoch, so
kommt man auf insgesamt 35 000 Gruppen74 ).

Davon sind, rechnet man die gesondert be-
handelten 6 000 alternativ-ökonomischen Pro-
jekte hinzu, 22 000 Selbsthilfezusammen-
schlüsse und 13 000 Initiativgruppen der
Handlungsform „Widerspruch". Insgesamt
dürften in diesen Gruppen zwischen 300 000 
und 600 000 Menschen aktiv sein, d. h. regel-
mäßig und intensiv am Gruppenprozeß teil-
nehmen. Ein Vergleich mit Repräsentativbe-
fragungen macht deutlich, daß es sich bei der
hier vorgenommenen Schätzung des aktiven

Widerspruchs- und Selbsthilfepotentials in
der Bevölkerung um eine Untergrenze han-
delt ).
„Wenn ... nicht alles täuscht, so hat... die
.Krise der Arbeitsgesellschaft'... eine Bewe-
gung hervorgebracht, die das herkömmliche
Parteiensystem und die Systemsteuerung, die
dieses System aufgebaut hat, nämlich den
Markt-Preis-Mechanismus im ökonomischen
Makrobereich, das Hierarchie-Prinzip im
wirtschaftlichen Mikrobereich und das Soli-
daritätsprinzip auf der politisch-gesellschaftli-
chen Ebene, ablehnt und nach neuen Paradig-
men sucht."76 ) Wie die positive Resonanz in
der Bevölkerung auf Konzepte wie Entstaatli-
chung, Entbürokratisierung, mehr Eigeninitia-
tive und Mitmenschlichkeit zeigt, ist die in
den Neuen Selbstorganisationen manifeste
„Gegenwehr der Lebenswelt" (Habermas) akti-
ver Ausdruck eines verbreiteten Unbehagens
an der Kultur.
Dies trifft zusammen mit einer ökonomisch-
fiskalischen Krise des Steuerstaates. Die so-
zialen Sicherungssysteme sind bis an die
Grenze belastet, und wenn das soziale Netz in
den kommenden Jahren nicht reißen soll,
müssen weitere erhebliche Einschnitte in den
sozialen Besitzstand der Armen gemacht wer-
den. Als neuer sozialpolitischer Grundkon-
sens drängt sich förmlich auf, „... daß die
großorganisatorischen Systeme der sozialen
Sicherung elementare Bedürftigkeiten nicht
oder nicht mehr erreichen, und daß deshalb
die lebensweltlichen, vormarktlichen und vor-

tiven Verhaltens", Hamburg 1981, von 600 000 prak-
tizierenden „Alternativlern" (S. 43) und 1,3 Mio. Bür-
gern zwischen 14 und 54 Jahren, die mindestens
einmal in einem normalen Monat in einer Bürger-
initiative mitarbeiten (S. 152).
7°) G. W. Wittkämper, Der Parteienwettbewerb als
eskalierender Faktor, in: Ph. Herder-Dorneich/
A. Schuller (Hrsg.), Die Anspruchsspirale, Stuttgart
1983, S. 96.



staatlichen Hilfeformen, nämlich Eigeninitia-
tive, Selbsthilfe und Selbstverantwortung, ge-
stärkt werden müßten"). Das wiederer-
wachte Interesse der Politik an den Selbstor-
ganisationen scheint von diesem Grundkon-
sens getragen. Bei genauerem Hinsehen wird
jedoch eine hohe Selektivität dieses Interes-
ses deutlich. Drei Beispiele seien angeführt:
— In den kostenintensiven
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sozialen Lei-
stungsbereichen werden nicht-ökonomische
Selbsthilfegruppen zur Entlastung öffentli-
cher Haushalte genutzt. Dabei werden Ar-
beitsplätze im formellen Sektor abgebaut,
ohne einen entsprechenden Ausgleich im in-
formellen zu schaffen. Im gleichen Zuge wer-
den sozialstaatliche Leistungen für die Armen
gestrichen; das in Selbsthilfe- und Wider-
spiuchsgruppen vorhandene Protestpotential
wird durch die Gruppenförderung teilweise
gebunden78 ).
— Parallel dazu werden die ohnehin stagnie-
renden Widerspruchsaktivitäten staatlicher-
seits erschwert. So plant die Bundesregierung,
die Bürgerbeteiligung bei der Genehmigung
von Atomanlagen ebenso wie in Sanierungs-
gebieten einzuschränken und das Demonstra-
tionsrecht so zu verschärfen, daß die gezielte
Regelverletzung als bislang wirksamstes Mit-
tel der Widerspruchsgruppen kriminalisiert
wird.
— ökonomische Selbsthilfeprojekte werden
dann gefördert, wenn sie bei Entlastung der
Staatskasse arbeitsmarkt- und konjunkturpo-
litisch wirksam sind. Während die Sozialde-
mokraten die neuen Genossenschaftsprojekte
in den gesellschaftlichen Solidarpakt einbin-
den möchten (konkret die Einhaltung von Ta-
rifen, Arbeitszeit- und Arbeitsschutzregelun-
gen zur Förderungsvoraussetzung machen),

beabsichtigen die Christdemokraten die Inte-
gration mit entgegengesetzten Mitteln: Aus-
gewählte alternativ-ökonomische Betriebe
sollen mit den „Neuen Selbständigen" in ein
Programm für Mittelstandsförderung zusam-
mengefaßt werden, bei Lockerung arbeits-
rechtlicher Bestimmungen79 ).
Der antisystemische Protest droht im Rahmen
selektiver Förderungs- und Benachteiligungs-
maßnahmen als zusätzliche Handlungsres-
source und Legitimationsquelle für eine Poli-
tik der Systemausweitung genutzt zu wer-
den.
Die Neuen Selbstorganisationen, sind dem
weitgehend schutzlos ausgeliefert. Ihr Kon-
sens besteht eben in der Ablehnung des Re-
pertoires, welches im politischen System zur
Durchsetzung von Interessen vorgesehen ist,
z. B. in der Ablehnung zentraler Interessen-
verbände oder des Lobbyismus. Deutlich wird
dies an den innerparteilichen Auseinander-
setzungen der GRÜNEN und dem gespann-
ten Verhältnis von Bürgerinitiativen und
Selbsthilfegruppen zu dieser Partei, die mit
dem Selbstverständnis des „parlamentari-
schen Arms der außerparlamentarischen Be-
wegungen" auftritt. Es gibt keine Anzeichen
dafür, daß die Selbstorganisationen wirksame
Formen der Kooperation („Vernetzung") und
der Vertretung ihrer Interessen gegenüber
dem politischen System entwickeln.
Wertvolle Ressourcen, die die Neuen Selbst-
organisationen für eine qualitative Erneue-
rung von Politik, Wirtschaft und Kultur be-
reithalten, drohen unterzugehen. Positiv ge-
wendet besteht die Aufgabe darin, diese Po-
tentiale zu verdeutlichen und in vielen Le-
bensbereichen konkrete Gestaltungsalternati-
ven zu entwickeln, d. h. die Position der
Neuen Selbstorganisationen verstärkt in die
öffentliche Diskussion einzubringen.



Ulf Fink

Hilfe zur Selbsthilfe
Ein Berliner Modell

„Der Apparat scheint mit seiner Vollendung alles zu vernichten, aber auch der
Apparat selbst ist bedroht. Es besteht das Paradox: Das Dasein des Menschen ist
an den Apparat gebunden, der den Menschen durch seine Vollendung wie durch
sein Zusammenbrechen gleicherweise ruiniert."
Karl Jaspers in „Die geistige Situation unserer Zeit".

In Berlin gibt der Senat seit 1983 auf unkon-
ventionelle Art und Weise mit einem 7,5-Mil-
lionen-DM-Programm Hilfe zur Selbsthilfe. Er
ermöglicht damit Gruppen, Initiativen und
Projekten eine Initialzündung und Starter-
leichterung. Dieses Modell soll im folgenden
dargestellt und im Hinblick auf die Möglich-
keit einer Übernahme in anderen Bundeslän-
dern zur Diskussion gestellt werden.
In der Bundesrepublik Deutschland sichert
ein umfassendes Sozialsystem in vielfältiger
Weise Lebensrisiken ab. Dennoch wachsen in
hohem Maße ungelöste Konflikte, die mit Iso-
lation, Kontaktarmut, Anonymität, Bezie-
hungslosigkeit, psychischen Problemen, mit
Alkohol- und Drogenmißbrauch einhergehen.
Nicht alles, was früher einmal sinnvoll und
vorrangig war, hat heute noch Gültigkeit. Es
zeigt sich, daß die kollektive Problemlösung
mit ihren notwendigerweise bürokratischen
Antworten nicht mehr greift und häufig im-
mer mehr an den eigentlichen Problemen vor-
beigeht und im übrigen allenfalls Symptome
kuriert, statt die Ursachen zu erkennen und
zu beseitigen.
Der Mensch hat Angst um sein vitales Eigen-
dasein, weil er losgelöst von seinem Ursprung
nicht einfach Funktion sein kann. Dieses Ei-
gendasein versuchen heute immer mehr
Menschen wiederzufinden, indem sie sich al-
ternativen Lebensformen zuwenden, indem
sie sich rückbesinnen auf alte Werte wie Ge-
meinsinn, Nächstenliebe, Verantwortungsbe-
reitschaft.
In den Großstädten, allen voran in Berlin, gibt
es eine beachtliche alternative Bewegung, die
sich durch eine große Buntheit und Vielfalt
auszeichnet. Unter dem Wort „alternativ" wird
zwar auch Gewalt ausgeübt, die in der Öffent-
lichkeit große Aufmerksamkeit erregt, aber
die große Mehrzahl der Alternativen darf
nicht mit einer gewalttätigen Minderheit
gleichgesetzt werden.

I. Wertewandel
Kennzeichnend für diese neue, leise, soziale
Strömung ist, daß sie zur eigenen Profilierung
nicht die Provokation sucht. Die Mehrheit in
der alternativen Bewegung lehnt Gewalt ab
und versucht, neue Formen des Lebens und
Arbeitens zu verwirklichen; sie bemüht sich,
überschaubare Lebensverhältnisse in einer
oft anonymen Industriegesellschaft wieder-
herzustellen. Vor allem junge Menschen ha-
ben sich zu Selbsthilfegruppen zusammenge-
tan und plädieren für eine offene Gesell-
schaft, in der das Prinzip der Vorfahrt für die
kleinere Gemeinschaft und die Toleranz Vor-
rang haben, um den verschiedensten Bedürf-
nissen der Menschen entgegenzukommen.
Sie suchen den Nachbarn, den Mitmenschen,
sind mit ihm solidarisch und entwickeln ei-
gene Kräfte zum Mit- und Seibertun.

Anders als die studentische Protestbewegung
der sechziger Jahre verfolgt diese Bewegung
nicht mehr das Ziel, die Gesellschaft im gro-
ßen und ganzen zu verändern, sondern ist be-
müht, die Lebensverhältnisse im kleinen und
im besonderen zu verbessern. Horst Eberhard
Richter sagt über sie: „Das eigentliche Cha-
rakteristikum der alternativen Bewegung
sind jedenfalls keine faßbaren Formalien von
Projekten, sondern es ist das Praktizieren ei-
ner allgemeinen Werthaltung. Man wehrt
sich gegen Entfremdung dadurch, daß man
jetzt und hier aus dem programmierten Funk-
tionieren ausschert und nur noch miteinander
tut, was man für unmittelbar sinnvoll hält.
Man läßt sich nicht oben in Rollen zwingen,
in denen man nur ein Teilchen und nicht ein
ganzes Selbst sein darf."
Diese Selbsthilfegruppen widmen sich der
Daseinsfürsorge, indem sie soziale Dienste
leisten und den von Karl Jaspers beschriebe-
nen „Staatsapparat" entlasten.

Im Dialog mit den alternativen Gruppen
orientiert sich der Senat von Berlin an dem
Grundsatz, daß die alternative Bewegung An-



Spruch auf Verständnis hat, der Senat aber
auch die Pflicht zum Widerspruch — dort, wo
es im Interesse des Gemeinwohls angebracht
ist. Das Verlangen nach mehr Freiräumen
und nach mehr Selbstverantwortung in der
Gesellschaft und die Notwendigkeit einer am
Gemeinwohl ausgerichteten Politik schließen
sich daher keinesfalls aus. Sie können und
müssen vielmehr im Konzept der Sozialen
Marktwirtschaft verbunden werden. Die an-
gemessene politische Antwort auf die Her-
ausforderung, die die Alternativbewegung si-
gnalisiert, ist daher vorrangig in einer Wei-
terentwicklung der Sozialen Marktwirtschaft
zu sehen.

Dies bedeutet zum einen eine Veränderung
der Gesellschaft insgesamt und zum anderen
mehr Freiräume, mehr Autonomie, mehr
Selbständigkeit, mehr Selbsthilfe und Selbst-

verantwortung in der Gesellschaft, insbeson-
dere
— eine flexiblere Organisation des Arbeits-

lebens,
— mehr Zeitsouveränität für den einzelnen,
— größere Durchlässigkeit zwischen Arbeit

und Freizeit, Familie und Beruf,
— mehr Partnerschaft in der Familie und

Wahlfreiheit für Mann und Frau zwischen
Familie und Beruf,

— Förderung nicht-staatlichen sozialen En-
gagements (ehrenamtliche Mitarbeit,
Nachbarschaftshilfe nicht als Ersatz, aber
als Ergänzung staatlicher Sozialpolitik),

— ein neues Verständnis für Arbeit, das
nicht auf Erwerbstätigkeit verkürzt wird.

Das sind die Punkte, an-denen sich etablierte
Politik auf ihre Grundsätze besinnen muß.

II. Kriterienkatalog zur Förderung von Selbsthilfegruppen

Eben diese Punkte fanden Eingang in den
Haushaltsplanentwurf 1983 und führten zu ei-
nem völlig neuen Modell. Dabei wurde unter
Bezug auf die Regierungserklärung des Re-
gierenden Bürgermeisters von Berlin neben
der traditionellen Förderung der freien Wohl-
fahrtsverbände und Selbsthilfegruppen aus
den Haushaltsmitteln der einzelnen Ressorts
für im voraus festgelegte Aufgaben nun
erstmals ein Pauschalansatz über 10 Millio-
nen DM im Einzelplan der Senatsverwaltung
für Gesundheit, Soziales und Familie einge-
setzt.
Mit der Senatsvorlage 870/82 wurden gleich-
zeitig die Grundsätze in Form eines Krite-
rienkataloges festgeschrieben; danach sollen
mit öffentlichen Mitteln Projekte unterstützt
werden, die
— das Zusammenleben gesunder und kran-

ker, behinderter und nicht behinderter
Menschen fördern,

— zu mehr Miteinander von alten und jun-
gen Menschen beitragen,

— das Zusammenleben mit unseren auslän-
dischen Mitbürgern fördern,

— Wege zur Überwindung der starren Tren-
nung von Arbeits- und Familienwelt auf-
zeigen,

— daher sinnvolle Arbeitsplätze schaffen.
Die zu fördernden Projekte müssen
— geeignet sein, vorhandene Bedürfnisse zu

befriedigen,
— vorrangig die Selbsthilfe Betroffener för-

dern,

— konkrete Lebenshilfe bieten,
— für alle Betroffenen und Interessenten der

jeweiligen Zielgruppe zugänglich sein,
— möglichst stadtteilbezogen arbeiten und

regionale Bedürfnisse berücksichtigen,
d. h. kleinräumig organisiert sein,

— den Grundsätzen demokratischer Selbst-
verwaltungen genügen,

— bereit sein, mit anderen Erfahrungen aus-
zutauschen und zusammenzuarbeiten,

— in einem gewissen Umfang modellhaft und
auf andere Bereiche übertragbar sein,

— auf einige Dauer angelegt sein und sich
durch Offenheit und Toleranz gegenüber
jedermann auszeichnen,

— Grundsätzen wie Sparsamkeit und Wirt-
schaftlichkeit Rechnung tragen

und dürfen
— Einnahmen nur erzielen, soweit sie zur

Förderung der Projekte verwendet wer-
den,

— sich fachlichem Rat nicht entziehen, so-
wie

— sich einer auch kritischen Würdigung
nicht verschließen.

Bei der Vergabe der Haushaltsmittel wurden
Schwerpunkte gesetzt, wobei die Projekte
auch eine Integration dieser Schwerpunkte
zum Ziel haben sollen und dabei auch nach
neuen Wegen zur Integration von Arbeits-
und Familienwelt gesucht werden soll.
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III. Schwerpunkt Gesundheitsbereich

Im Gesundheitsbereich sollen vor allem sol-
che Projekte unterstützt werden, die auf den
Gebieten der chronischen Erkrankungen, der
Suchtkrankheiten, der psychischen Erkran-
kungen, der gesundheitlichen Prävention und
Rehabilitation tätig sind.
Krebserkrankungen, Diabetes, Rheuma, Herz-
Kreislauf-Erkrankungen, Alkoholabhängig-
keit, Depressionen, Anfallsleiden und Multi-
ple Sklerose — um nur einige Beispiele zu
nennen — sind Krankheiten, die für den Be-
troffenen oft mit tiefgreifenden Veränderun-
gen der Lebens- und Arbeitssituation und
dementsprechend mit erheblichen psychoso-
zialen Belastungen verbunden sind.
Selbsthilfegruppen können durch Beratung,
persönliche Hilfe und Erfahrungsaustausch
das Leben mit der Krankheit erleichtern, not-
wendige Verhaltensänderungen fördern und
Rückfälle bzw. zusätzliche Krankheitsrisiken
vermeiden helfen.
Diese Gruppen bieten die notwendige emo-
tionale Unterstützung, geben sozialen Rück-
halt, erleichtern den Übergang vom Klinikauf-
enthalt ins Familienleben und in die Berufs-

welt und lassen den Betroffenen mit seinen
alltäglichen Problemen nicht allein.

Während Selbsthilfegruppen in den Berei-
chen der chronischen Erkrankungen und der
Rehabilitation immer stärker an Bedeutung
zugenommen haben, spielen sie auf dem Sek-
tor der gesundheitlichen Prävention bislang
nur eine untergeordnete Rolle. Angesichts
der durch veränderte Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen verursachten Zunahme von ver-
haltensbedingten Krankheiten sind Maßnah-
men zum Abbau von Risikofaktoren (z. B. un-
gesunde Ernährung, Übergewicht, Streß, Rau-
chen, Alkohol) jedoch dringend geboten. Hier
könnten Selbsthilfegruppen einen wesentli-
chen Beitrag leisten, um Einstellung und Ver-
halten des einzelnen im Hinblick auf eine ge-
sundheitsgerechte Lebensweise zu verän-
dern.

Unterstützung können auch diejenigen erwar-
ten, die organisatorische Mängel im Gesund-
heitswesen beheben und durch ihre Aktivitä-
ten zu einer besseren Gesundheitsvorsorge
und -Versorgung beitragen wollen (z. B. Ak-
tionskomitee „Kind im Krankenhaus").

IV. Schwerpunkte im Sozialbereich

Im Sozialbereich sind insbesondere folgende
Schwerpunkte förderungswürdig:

Vorbereitung auf den Ruhestand
Die durch die neue Lebensphase bedingten
Veränderungen lassen Probleme in sehr un-
terschiedlichen Bereichen entstehen. Soziale
und ökonomische Probleme stehen jedoch im
Vordergrund. Wie die inzwischen fünfjähri-
gen Erfahrungen mit Veranstaltungen zur
Vorbereitung auf den Ruhestand und das Al-
ter zeigen, gibt eine begleitete, begrenzte
Phase zum Aufbau sozialer Beziehungen in-
nerhalb eines Wohngebietes die Basis für
selbständig fortgeführte Gruppenaktivitäten,
in deren Verlauf eigenständig Aufgaben- und
Problemlösungen ohne Einschaltung der „öf-
fentlichen Hand" versucht und praktiziert
werden. Finanzielle Probleme sind davon al-
lerdings weitgehend ausgenommen. Dabei
sind vor allem Projekte zu fördern, die eine
Integration von jungen und alten Menschen
zum Ziel haben.

Selbsthilfe für Familien mit pflegebedürftigen
Angehörigen im Haushalt
Selbsthilfegruppen können zu einer spürba-
ren Unterstützung und somit zur Entlastung
der Pflegepersonen beitragen. Dadurch soll
zugleich ermöglicht werden, die Freizeit der
Pflegepersonen wieder zu vergrößern und de-
ren außerhäusliche Interessen, Aktivitäten
und Sozialkontakte zu fördern.

Generationen verbindende Selbsthilfe
Nicht selten vermissen Menschen — insbe-
sondere ältere — konkrete Aufgaben, z. B. die
Möglichkeit, anderen zu helfen. Hinzu
kommt, daß ältere Menschen oft zu wenig
Kontaktmöglichkeiten haben. Selbsthilfe-
gruppen können in diesem Bereich z. B. eine
stundenweise Kinderbetreuung (Oma/Opa-
Hilfsdienst) oder einen Einkaufsdienst für Äl-
tere organisieren, die über das Helfen hinaus
auch jung und alt verbinden.



Selbsthilfe in Wohnformen für Ältere
In Wohnformen für Ältere kommt der mög-
lichst selbständigen Lebensführung durch ge-
genseitige Unterstützung und Hilfestellung
eine erhebliche Bedeutung zu, wobei gleich-
zeitig das Selbstbewußtsein der älteren Men-
schen gestützt wird. Selbsthilfeangebote in
diesem Bereich können für Bewohner von Se-
niorenwohnhäusern und Seniorenheimen ge-
nauso entwickelt werden wie für Bewohner
eingestreuter Seniorenwohnungen. Auch das
Wohnen älterer Menschen in Wohngruppen
oder Wohngemeinschaften könnte beratend
und finanziell unterstützt werden.

Behindertensektor
Ferner sollen auf dem Gebiet der Behinder-
tenbetreuung insbesondere Projekte Unter-
stützung finden, die die Integration Behinder-
ter und Nichtbehinderter begünstigen und
die selbständige Lebensführung behinderter
Bürger fördern, indem sie lebenspraktische
Tätigkeiten und Fertigkeiten sowie Kultur-
techniken vermitteln, das Selbstverständnis
bestimmter Behindertengruppen stärken und
die Akzeptanz der eigenen Behinderung er-
reichen.

Schwerpunkt Ausländerbereich
Im Ausländerbereich sollen solche Selbsthil-
fegruppen und Projekte bevorzugt werden, an
denen Ausländer beteiligt sind und deren in-
haltlicher Schwerpunkt auf der Förderung
der zweiten und dritten Generation liegt.
Insbesondere sollen Projekte und Selbsthil-
fegruppen gefördert werden, die
— den Erwerb der deutschen Sprache unter-

stützen,
— Förderunterricht und Schularbeitenhilfe

für ausländische Jugendliche anbieten,
— Alphabetisierungskurse durchführen,
— Beratung, Information und Aufklärung be-

treiben,
— ausländischen Jugendlichen integrative

Freizeitaktivitäten anbieten,
— unmittelbar ausländische und deutsche

Bürger in gemeinsamen Aktivitäten zu-
sammenführen.

Schwerpunkt Frauen
Im Frauenbereich sollen Projekte unterstützt
werden, die nicht an Teilfunktionen wie Mut-
ter, Ehefrau, Hausfrau, sondern an besonde-
ren Problemlagen wie Schwangerschaft, Ar-
beitslosigkeit, „Grüne Witwen" und typischen
Lebenslaufsituationen von Frauen orientiert
sind, z. B.

— Frauen in der Lebensmitte,
— Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstä-

tigkeit,
— Rückkehr in die Erwerbstätigkeit.
Dabei sollen vor allem solche Aktivitäten ge-
fördert werden, die der Vereinzelung von
Frauen entgegenwirken und auf eine Koope-
ration mit anderen Frauenprojekten angelegt
sind.

Arbeitsweise
Der Hauptausschuß des Berliner Abgeordne-
tenhauses stimmte auf seiner 66. Sitzung am
15. Dezember 1982 dem Vorhaben, einen be-
sonderen Titel zur „Förderung von Selbsthil-
fegruppen" im Etat des Senators für Gesund-
heit, Soziales und Familie zu schaffen, zu und
gab 7,5 Mio. DM von den dafür insgesamt vor-
gesehenen 10 Mio. DM (Kapitel 1100, Titel
68432) frei. Gleichzeitig machte das Gremium
zur Auflage, einen Beirat zu berufen, dessen
Mitgliederzahl „unter neun" sein sollte.

Beirat
Daraufhin berief der Gesundheitssenator um-
gehend Persönlichkeiten, die er für die Beur-
teilung der Aktivitäten im Gesundheits- und
Sozialbereich, in der Behindertenbetreuung
und auf dem Familien- und Frauensektor als
fachlich kompetent ansieht.
Berufen wurden:
Dr. Hans Jürgen Behrendt, Gesundheitssena-

tor a. D.
Gerhard Freigang, Vorsitzender des Landes-

verbandes Berlin des Blocks deutscher
Hirnbeschädigter e. V.

Dr. Heinz Galinski, langjähriger Vorsitzender
der Jüdischen Gemeinde zu Berlin

Professor Dr. Peter Grottian, FU-Berlin und
Mitglied des Arbeitskreises zur Förderung
von autonomen Frauenprojekten, Bürgerin-
itiativen und Alternativprojekten

Angela Grützmann, Vorsitzende des Deut-
schen Staatsbürgerinnen-Verbandes e. V.
Landesgruppe Berlin

Rainer Klauss, Geschäftsführer des Landes-
verbandes Berlin des Deutschen Roten
Kreuzes

Hans A. Pestalozzi, Publizist.
Da Professor Grottian und Herr Pestalozzi auf
eigenen Wunsch umgehend aus dem Beirat
wieder ausschieden, besteht er nun aus insge-
samt fünf Personen. In der Regel wird einmal
monatlich getagt. Grundlage der Erörterun-
gen ist der durch Senatsbeschluß vorgege-
bene Kriterienkatalog. Die Empfehlungen



werden einstimmig getroffen; die Beiratstä-
tigkeit ist ehrenamtlich.
1983 hat der Beirat rund 250 Anträge behan-
delt. Dabei teilen sich die Anträge folgender-
maßen auf:
rund 24 % sind dem Bereich Gesundheit,

27 % dem Bereich Soziales,
10% der Behindertenbetreuung,
12 % zum Ausländerbereich,
15 % zum Bereich Frauen und
12 % anderen Bereichen zuzuordnen.

Verfahrensablauf
Ein Verein, eine Gruppe oder Bürgerinitiative
erkundigt sich schriftlich bei der Senatsver-
waltung für Gesundheit, Soziales und Familie
nach den Möglichkeiten einer finanziellen
Förderung der Arbeit.
Daraufhin wird versucht, den Antragsteller
persönlich kennenzulernen und eine Termin-
absprache zu treffen. Da es sich ausschließlich
um ehrenamtlich engagierte Persönlichkeiten
handelt, die normalerweise tagsüber berufstä-
tig sind, bedarf es meistens mehrerer Versu-
che, bis eine telefonische Kontaktaufnahme
zustande kommt. Ist die Terminabsprache
dann auch mit der Gruppe erfolgt und sind
die Gesprächspartner benannt worden, kann
es endlich zum ersten Gespräch in den Räu-
men der Selbsthilfegruppe kommen. Die Ver-
treter der Selbsthilfegruppe haben ausrei-
chend Gelegenheit, ihre Aktivitäten, die Ziel-
setzungen und Erfahrungen der jeweiligen
Projektarbeit darzustellen. Auf Wunsch des
jeweiligen Antragstellers kann an diesem Ge-
spräch selbstverständlich ein Vertreter des
„Arbeitskreises zur Förderung autonomer
Frauen- und Alternativprojekte und Bürgerin-
itiativen" teilnehmen; er wurde dazu von rund
80 Gruppen und Projekten bevollmächtigt.

Das Beratungsgespräch führen jeweils zwei
Mitarbeiter der Senatsverwaltung. In diesem
Zusammenhang werden dann auch die einzel-
nen Positionen des geplanten oder bereits
eingereichten Antrags besprochen.

In der Regel erfordern auch die im Anschluß
an diese Beratungsgespräche eingereichten
Anträge mehr oder weniger umfangreiche
Rückfragen, Erläuterungen und Ergänzungen.
Die Rückfragen der Selbsthilfegruppen kon-
zentrieren sich vor allem auf die Interpreta-
tion der Förderungskriterien sowie auf die
verschiedenen, mit einer Zuwendung zusam-
menhängenden Bestimmungen. Umfassende
Informationen müssen dabei insbesondere
über die dem Landeshaushalt entnommenen
Nebenbestimmungen über Finanzierung von
Personalstellen und Honorarkräften sowie
über die Art der Abrechnungen gegeben wer-
den.

Zur Vereinfachung des Antragsverfahrens
wurde von den Mitarbeitern der Senatsver-
waltung ein Antragsmuster entwickelt, um
damit gleichzeitig auch die Bearbeitung der
Anträge zu erleichtern.

Die Erfahrung lehrt, daß in vielen Fällen der
Antrag dennoch in ein oder mehreren Punk-
ten ergänzungsbedürftig ist. Dann wird ver-
einbart, daß der Verein unter Berücksichti-
gung der angesprochenen Punkte einen modi-
fizierten Antrag stellt.

In der Zwischenzeit werden die Fachabtei-
lung — auch anderer Senatsverwaltungen —,
das zuständige Bezirksamt und nach Möglich-
keit der Spitzenverband in die Bearbeitung
des vorliegenden Antrages einbezogen.

Liegen diese Stellungnahmen vor, erfolgt die
Vorlage für den Beirat.

V. Die „Arbeitsgruppe zur Förderung von Selbsthilfegruppen"
in der Senatsverwaltung

Die Hauptlast der gesamten Arbeit bewälti-
gen sechs von ihren bisherigen Aufgaben
weitgehend freigestellte Mitarbeiter der Se-
natsverwaltung. Da mit der Förderung von
Selbsthilfegruppen in vielerlei Hinsicht Neu-
land betreten wurde, Grundsätze dafür erar-
beitet und gleichzeitig umgesetzt werden
mußten, kamen für diese Tätigkeit nur sehr
erfahrene Verwaltungsangehörige mit ent-
sprechenden Vorkenntnissen in Betracht. Zu-
sammen mit zwei Zeitangestellten sind sie

ein kleines, effektives Team, das nach vielen
Gesprächen, nach Rückfragen und immer
wieder geduldig gegebenen Erläuterungen,
Ergänzungen und Änderungen alles sehr zü-
gig und vor allem ausgesprochen bürger-
freundlich entgegennimmt, vorbereitet und
im Beirat vertritt.
Außerdem finden zur kontinuierlichen Unter-
richtung, Information und gegenseitigen Ab-
stimmung regelmäßige Besprechungen mit
anderen Fachabteilungen statt.



Der Aufgabenbereich umfaßt die
— Erarbeitung und Fortschreibung von

Grundsätzen für das Bewilligungsverfah-
ren,

— Bearbeitung der Zuwendungen für Selbst-
hilfegruppen,

— Beratung der Antragsteller und interes-
sierter Gruppen,

— fachliche Begleitung von einzelnen Pro-
jekten, soweit das nicht von der jeweils
zuständigen Fachabteilung übernommen
wird,

— Geschäftsführung für den Beirat zur För-
derung von Selbsthilfegruppen sowie die

— Erstellung der zu erstattenen Berichte.

Beiratssitzungen
In Anwesenheit der Arbeitsgruppe und wei-
terer Sachbearbeiter diskutiert der Beirat in
monatlichen Sitzungen die Förderungswür-
digkeit der jeweiligen Anträge auf der Grund-
lage der im Senatsbeschluß (870/82) genann-
ten Kriterien. Aufgrund dieser Förderungs-
empfehlung erfolgt dann der Bescheid, für
den in Abstimmung mit dem Rechnungshof
und dem Senator für Finanzen Nebenbestim-
mungen erarbeitet worden sind.

Diese Nebenbestimmungen entsprechen den
§§ 44 und 44 a der Landeshaushaltsordnung,
sind jedoch der Verständlichkeit halber ge-
strafft, gekürzt und an einigen Stellen umfor-
muliert worden.

Bei vielen der Anträge spielt die Übernahme
von Kosten für Personalstellen eine wesentli-
che Rolle. Nach einer intensiven Diskussion
wurde vom Beirat empfohlen, bei Bewilligung
von Personalstellen, die dem Qualifikations-
merkmal von BAT V b bzw. höher entspre-
chen, eine monatliche Pauschale von 2 800,—
DM zu zahlen. Mit diesem Betrag sind alle
Kosten einschließlich der Arbeitgeberanteile
abgegolten. Es muß sich dabei um eine versi-
cherungspflichtige Tätigkeit handeln. Eine
Stellenteilung ist möglich, eine Beschäftigung
unter 20 Wochenstunden allerdings nicht.

Grundsätzlich aber geht der Beirat in Über-
einstimmung mit der Vorgabe durch den
Hauptausschuß davon aus, daß den antrag-
stellenden Gruppen vorrangig Mittel für Mie-
te, die Ausstattung von Räumlichkeiten und
andere, für die Arbeit notwendige Sachkosten
bewilligt werden. Mit der Bewilligung von
Personalkosten wird jedoch dem Verlangen
vieler Projekte nach qualifizierter Beratung
und Anleitung im Sinne einer Hilfe zur
Selbsthilfe durch qualifiziertes Fachpersonal
entgegengekommen.

Eine ständige Finanzierung von Personalstel-
len entspricht nicht der Intention des Förder-
programms. Alle Beteiligten aus der Senats-
verwaltung, dem Hauptausschuß und dem
Beirat sind der Meinung, daß es sich hier nur
um zeitlich begrenzte Anlaufphasen handeln
kann. Die Pauschalierung der Zuwendung
trägt dem Rechnung und erleichtert das Zu-
wendungsverfahren in beträchtlicher Weise.

Die Erfahrung zeigt, daß vielen Gruppen mit
einer einmaligen Förderung geholfen ist. Da-
neben übersteigen die Bewirtschaftungsko-
sten von Räumen oft das finanzielle Lei-
stungsvermögen der Gruppen.

Eine kontinuierliche Arbeit erfordert eine fi-
nanzielle Absicherung gewisser Grundvor-
aussetzungen. Durch die Zuwendungen im
Rahmen dieses Förderprogramms werden In-
itiativgruppen in die Lage versetzt, ihre meist
ehrenamtlich geleistete Arbeit fortzusetzen
und weiterzuentwickeln und mit ähnlichen
Gruppen zusammenzuarbeiten.

Indem diesen Gruppen mit einer vorüberge-
henden Kostenübernahme geholfen wird,
wird gleichzeitig Ermutigung und Motivation <
für Selbsthilfeaktivitäten gegeben. Mit dieser
finanziellen Unterstützung erfährt diese Ar-
beit im überschaubaren, nachbarschaftlichen
Bereich eine öffentliche Bedeutung. Die
Gruppen wiederum sehen in diesem Angebot
eine Hilfestellung, die Anerkennung für die
bisher geleistete Arbeit einschließt und sie in
ihrer Arbeit für die Zukunft bestärkt.

In diesem Zusammenhang muß jedoch auch
gesehen werden, daß die zunehmende Ar-
beitslosigkeit von Sozialarbeitern, Psycholo-
gen und Personen mit ähnlicher Berufsqualifi-
kation sich im Rahmen dieses Förderpro-
gramms niederschlägt.

Ein Teil der Antragsteller geht bei der Aufli-
stung seines Personalbedarfs auch davon aus,
Beschäftigungsmöglichkeiten für Arbeitslose
zu schaffen. Deshalb wird überlegt, inwieweit
ein Stellenbedarf von Selbsthilfeinitiativen
auch im Rahmen des ABM-Programms erfüllt
werden kann.
Die verwaltungsintern gefundenen Lösungen
erleichtern den Gruppen das Antragsverfah-
ren, ermöglichen einen relativ unkomplizier-
ten Weg der Abrechnung und haben insge-
samt dazu beigetragen, seitens der Gruppen
bestehende Vorbehalte abzubauen. Die ange-
botenen Beratungsleistungen durch die Mit-
arbeiter der Senatsverwaltung werden dank-
bar angenommen. Manchen Gruppen und In-
itiativen, die sich bisher vergeblich um eine
Unterstützung ihrer Aktivitäten bemüht hat-



ten, konnte durch die Förderung „aus einer
Hand" und von einer Stelle inzwischen wirk-
sam geholfen werden.
Wichtig zu wissen ist, daß die Beratung und
Betreuung von Gruppen auch nach der Zu-
wendungsbewilligung fortgesetzt wird. Die
Erfahrung zeigt, daß ein erheblicher Bedarf
nach kontinuierlicher Begleitung besteht und
häufig ein entsprechend konzipiertes, die Be-
gleitung zusicherndes Angebot erst den län-

gerfristigen Erfolg vieler Gruppenaktivitäten
sichert.
Eine solche Gruppenbegleitung kann nicht al-
lein durch Mitarbeiter der Senatsverwaltung
geleistet werden. Neben Patenschaften, wo
der professionelle Fachverstand verschie-
dener Berufsgruppen auch für die Selbsthilfe
nutzbar gemacht werden kann, sollen ältere
Menschen ermuntert werden, ihr Wissen und
ihre Erfahrungen an Jüngere weiterzugeben.

VI. Selbsthilfeinformations- und Kontaktstelle SEKIS

Schon im Frühjahr 1982 legte eine Arbeitsge-
meinschaft von Einzelpersonen aus verschie-
denen Projekten aus dem Gesundheitsbereich
ein Konzept für eine „Selbsthilfeinformations-
und Kontaktstelle SEKIS vor, das für diesen
großen Aufgabenbereich wegweisenden Cha-
rakter hat.
Nach intensiven Diskussionen innerhalb der
Berliner Selbsthilfegruppen und umfangrei-
chen Verhandlungen zwischen diesen und
der Senatsverwaltung hat sich schließlich der
Deutsche Paritätische Wohlfahrtsverband
(DPWV-Gesamtverband e. V., Frankfurt/
Main) bereit erklärt, die Trägerschaft für das
Selbsthilfe-Zentrum zu übernehmen. Die Tat-
sache, daß ein Spitzenverband der Freien
Wohlfahrtspflege auf Bundesebene die Trä-
gerschaft übernimmt, unterstreicht den Mo-
dellcharakter der Berliner Politik für Selbst-
hilfegruppen.
SEKIS, das Zentrum für Selbsthilfegruppen,
hat im ehemaligen Albrecht-Achilles-Kran-
kenhaus seinen Sitz. Die Arbeit umfaßt die
Aufgabenbereiche:
— Aufbau einer ständigen Kontakt- und In-

formationsstelle für an Selbsthilfe Interes-
sierte,

— verstärkte Öffentlichkeitsarbeit, um den
Gedanken der Selbsthilfe bei Betroffenen
und Experten zu fördern und zu verbrei-
ten,

— Unterstützung von Selbsthilfegruppen bei
ihrem Aufbau und ihrer Arbeit,

— Angebot von technischen Hilfsmitteln für
die Informations- und Öffentlichkeitsar-
beit.

Der Gedanke der Selbsthilfe und bereits be-
stehende Aktivitäten auf diesem Gebiet wer-
den auf diese Weise eine starke Förderung
erfahren. Die Autonomie der einzelnen Grup-
pen bleibt erhalten. Die vertrauliche Behand-
lung der erlangten Informationen wird ge-

wahrt. Eine Beteiligung von SEKIS am Zu-
wendungsverfahren ist ausgeschlossen. Im
übrigen soll SEKIS keine Aufgaben und
Funktionen wahrnehmen, die bereits von an-
deren Gruppen, Initiativen und Projekten
wahrgenommen werden. Die Arbeit wird von
sechs Mitarbeitern geleistet.

Raumangebote für Selbsthilfegruppen
Neben dem zentralen Angebot im ehemali-
gen Krankenhaus in Berlin-Wilmersdorf, wo
beispielsweise mit „Komm'rum" für psychoso-
ziale Krankenarbeit, der „Selbsthilfegruppe
Krebs“, dem „Elternkreis drogenabhängiger
Jugendlicher" und einem Verein von Frauen
in der Lebensmitte namens „Raupe und
Schmetterling" die unterschiedlichsten Selbst-
hilfegruppen neben SEKIS und der Sozialsta-
tion CITY Raum für ihre Aktivitäten gefun-
den haben, besteht ein großer Bedarf an
Räumlichkeiten im jeweiligen Wohngebiet
(Kiez).
Die Bearbeitung der Anträge von Selbsthil-
fegruppen zeigt bei vielen Antragsstellern ei-
nen Bedarf an Räumlichkeiten als unabding-
bare Voraussetzung für die Arbeit der jeweili-
gen Gruppe.
Eine Reihe von Gruppen beantragt die Über-
nahme von Miet-, Mietneben- und Ausstat-
tungskosten für Laden-Wohnungen, obwohl
eine effiziente Ausnutzung über die ganze
Woche hindurch nicht immer gegeben ist und
auch die aus einer Anmietung resultierenden
laufenden Zahlungsverpflichtungen das fi-
nanzielle Leistungsvermögen vieler Gruppen
überschreiten.
Um diesem Mangel abzuhelfen, soll der Ver-
such unternommen werden, geeignete Räum-
lichkeiten bei den Wohlfahrtsverbänden, den
Sozialstationen und anderen Einrichtungen
für eine zeitweilige Nutzung durch Selbsthil-
fegruppen zugänglich zu machen. Ein solches
Angebot ist eine wesentliche Hilfe für eine



Reihe von Gruppen, denen es bisher an geeig-
neten Räumen fehlte.

Dabei wird an folgendes Konzept gedacht:
— Durch eine Umfrage bei den Trägern wird

ein Verzeichnis der geeigneten und zur
Verfügung stehenden Räumlichkeiten er-
stellt und den interessierten Gruppen an-
geboten.

— Nimmt eine Selbsthilfegruppe einen ange-
botenen Raum in Anspruch, so wird zwi-
schen der Senatsverwaltung und dem An-
bieter eine Kostenübernahmevereinba-
rung auf der Grundlage einer Stundenpau-
schale geschlossen. Diese Pauschale ent-
hält eine Nutzungsentschädigung für den
Raum einschließlich der Nebenkosten wie
Heizung, Strom, anteilige Reinigungsko-
sten etc. und, soweit notwendig, eine Ver-
gütung für den Hausmeister, der den Zu-
gang zu den Räumen jeweils ermöglicht.

— Die Raumvergabe kann nur an solche
Gruppen erfolgen, die die Förderungskri-
terien entsprechend dem Senatsbeschluß
erfüllen.

— Darüber hinaus ist in jedem Einzelfall zu
prüfen, ob und inwieweit ein solches
Raumangebot durch die Bereitstellung
von technischen Hilfsmitteln wie Schreib-
maschinen, Kopiergeräten usw. sinnvoll
ergänzt werden kann.

Ausblick
Das Berliner Modell zur Förderung von
Selbsthilfegruppen war und ist ein Experi-
ment. Es ist eine Antwort auf die nach mehr
Menschlichkeit in einer von Technik und ma-
teriellen Leistungsbegriffen geprägten Zeit
und ein Weg zu mehr Selbstbestimmung.
Für 1984 sind daher wiederum 7,5 Millionen
DM zur Förderung von Selbsthilfeaktivitäten
vorgesehen.



Manfred G. Schmidt: Demokratie, Wohlfahrtsstaat und neue soziale Bewe-
gungen. Der Beitrag des Parteienwettbewerbs und der Regierungspolitik zur
Entstehung der neuen sozialen Bewegungen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 11/84, S. 3—14

Inwieweit und auf welche Weise hat die Bonner Demokratie und die Politik der CDU- und
SPD-geführten Regierungen zum Entstehen der neuen sozialen Bewegungen beigetragen?
Dieser Frage wird an Hand einer Analyse des Schrifttums, von Umfragen und insbeson-
dere einer Auswertung der neuesten „Allgemeinen Bevölkerungsumfrage der Sozialwis-
senschaften (Allbus 1982)" nachgegangen. Zunächst wird die Ideologie und soziale Zusam-
mensetzung der neuen sozialen Bewegungen im Vergleich mit der Zusammensetzung der
Wählerschaften von CDU, SPD und FDP analysiert. Hier zeigt sich eine relativ große poli-
tische und soziale Distanz zwischen der „neuen" und der „alten" Politik. Entsprechend groß
ist auch die politische Unzufriedenheit mit der „etablierten" Politik. Die politische Unzu-
friedenheit der Anhänger der neuen sozialen Bewegungen entzündet sich zwar nicht
zufällig an einer Reihe von Defiziten der „alten" Politik; diese erklären aber nicht aus sich
heraus den Protest. Es spricht einiges für die These, daß entscheidende Weichenstellun-
gen für den neuen Protest bereits früher ablaufen: Der Erwerb „alternativer sozialer Uto-
pias" in der Jugendphase, politische Schlüsselereignisse und solche staatlichen Politiken,
die alternativen Utopias Karrierechancen eröffnen, spielen eine große Rolle. Diejenigen
Regierungspolitiken, die relativ erfolgreich „alte Konfliktlinien" eingedämmt haben (z. B.
Kapital-Arbeit und religiöse Konfliktlinien), haben unbeabsichtigt und ungewollt zur Auf-
rechterhaltung und Stützung von alternativen sozialen Utopias beigetragen. Für die politi-
sche Mobilisierung des neuen Protestes waren schließlich auch eine Reihe von Strukturen
im Willensbildungssystem verantwortlich. Zu den wichtigsten zählen demokratische Ver-
fahren, Nischen im Parteiensysten, z. T. auch das Wahlsystem, die Häufigkeit und zeitliche
Streckung von Landtags- und Bundestagswahlen und der Abnutzungseffekt von Parteien,
die schon seit langem regieren, und die bundesstaatliche Struktur.

Wolfgang Beywl / Hartmut Brombach: Neue Selbstorganisationen —
Zwischen kultureller Autonomie und politischer Vereinnahmung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 11/84, S. 15—29

Unter der Bezeichnung „Neue Selbstorganisationen" firmieren die in den vergangenen 15
Jahren entstandenen Bürgerinitiativen, Selbsthilfezusammenschlüsse und andere kollek-
tive Reaktionen auf neu entstandene Probleme des Reproduktionsbereichs.
Ihre Gemeinsamkeit besteht in der gegen Fremdsteuerung durch Markt und Staat gerich-
teten „Bedürfnisorientierung": Die politische Kultur der Selbstorganisationen ist dadurch
geprägt, daß die Gruppenmitglieder auf einer eigensinnig-lebensweltlichen Artikulation
von Interessen beharren und dabei versuchen, sich gegen systemische Einflüsse abzu-
schotten. Die Binnenstruktur der Neuen Selbstorganisationen ist dementsprechend durch
basisdemokratische und egalitäre Prinzipien gekennzeichnet.
Basierend auf einer theoretisch begründeten Gegenstandsbestimmung werden die empiri-
schen Forschungsergebnisse zur Verbreitung Neuer Selbstorganisationen vorgestellt. Ge-
sondert betrachtet werden die alternativ-ökonomischen Projekte, die sowohl zusätzliche
Arbeitsplätze schaffen als auch modellhaft ein neues Verständnis von Arbeit und Leben
praktizieren.
Bei allen diffusen kulturellen Gemeinsamkeiten fehlen den Neuen Selbstorganisationen
ein politisch-ideologisches Selbstverständnis, insbesondere programmatische Zielvorstel-
lungen über eine veränderte Gesellschaft. Dies mindert die Ausbreitungs- und Durchset-
zungschancen der Neuen Selbstorganisationen und birgt die Gefahr ihrer Instrumentali-
sierung durch systemische Institutionen. Beispielhaft aufgezeigt wird dies am wiederer-
wachten, selektiven Interesse der Politik an kostensparenden, sozial integrativen, infor-
mellen Gemeinschaften im Bereich der sozialen Dienstleistungen und der beschäftigungs-
wirksamen alternativ-ökonomischen Projekte.
Das Resümee lautet, daß die antisystemischen Neuen Selbstorganisationen im Rahmen
selektiver Förderungs- und Benachteiligungsmaßnahmen als zusätzliche Handlungsres-
source und Legitimationsquelle für eine Politik der Systemausweitung genutzt zu werden
drohen.



Ulf Fink: Hilfe zur Selbsthilfe. Ein Berliner Modell
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 11/84, S. 31—38

Seit 1983 gibt es das Berliner Modell zur Förderung von Selbsthilfegruppen. Es ist ein
Programm des Senats von Berlin, um Hilfe zur Selbsthilfe zu leisten: 7,5 Mio. DM werden
pro Jahr auf unkonventionelle Art und mittels relativ unbürokratischer Vergabepraktiken
an Gruppen, Initiativen und Projekte verteilt, die sich eigenverantwortlich bei der Lösung
wichtiger gesundheitlicher und sozialer Probleme engagieren. Der Plan, solche Gruppen
finanziell zu unterstützen, war anfangs als Experiment konzipiert. Die Erfahrungen wei-
sen aber nun immer stärker auf den Modellcharakter dieses Vorhabens hin.
Heute besitzen wir in der Bundesrepublik Deutschland ein umfassendes Sozialsystem, das
die grundlegenden Lebensrisiken absichert. Doch vielen Menschen ist das heute nicht
mehr genug. Sie schließen sich in Selbsthilfegruppen und -initiativen zusammen, die
gerade im Gesundheits- und im sozialen Bereich nicht nur Alternative, sondern auch
Ergänzung zur bestehenden professionellen Beratung und Betreuung durch die öffentli-
che Gesundheitsversorgung wie durch soziale Einrichtungen sein wollen. Dieses Engage-
ment ist Hinweis auf einen gesellschaftlichen Wertwandel und auf das verstärkte Bedürf-
nis vieler Menschen, eigenverantwortlich an Probleme heranzugehen und sich selbst und
anderen zu helfen.
Um die Selbsthilfeidee und die Gruppen, die sich dieser Grundhaltung verpflichtet fühlen,
zu unterstützen, hat der Berliner Senat finanzielle Mittel bereitgestellt und auch einen
Kriterienkatalog entwickelt, nach dem diese Haushaltsmittel an die Projekte vergeben
werden. Inhaltliche Schwerpunkte für die Förderung sind der Gesundheitsbereich und
verschiedene Gebiete des Sozialbereichs (z. B. Ältere, Behinderte, Ausländer, Frauen u. a.).
Ein Beirat aus in diesen Bereichen erfahrenen Persönlichkeiten bearbeitet die Anträge
der Projekte und macht Vorschläge für die Mittelvergabe. In der Senatsverwaltung für
Gesundheit, Soziales und Familie gibt es zudem eine Arbeitsgruppe zur Förderung von
Selbsthilfegruppen, die in engem Kontakt mit diesen Gruppen steht durch Gespräche und
Beratungen vor und nach der Antragsphase.
Eine zusätzliche Hilfe für die Koordination der Arbeit von Selbsthilfeinitiativen in Berlin
leistet die Selbsthilfeinformations- und Kontaktstelle SEKIS, die die Projekte bei der
Arbeit unterstützt, technische Hilfen gibt und auch Räume zur Verfügung stellt.
Der wegweisende Charakter des Beratungszentrums zeigt sich daran, daß der Deutsche
Paritätische Wohlfahrtsverband sich entschlossen hat, die Trägerschaft von SEKIS zu
übernehmen. Dies unterstreicht den Modellcharakter der Berliner Politik für Selbsthilfe-
gruppen und speist die Hoffnung, daß dieses Berliner Modell der Hilfe zur Selbsthilfe
Schule machen wird.
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